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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt:

1. den Antrag der Fraktion AfD vorbehaltlich der in Nr. 5 eingeflossenen 
    Änderungsvorschläge abzulehnen; 
2. den Antrag der Fraktion Die LINKE vorbehaltlich der in Nr. 5 eingeflossenen 
    Änderungsvorschläge abzulehnen;   
3. der Antrag der Fraktion SPD vorbehaltlich der in Nr. 5 eingeflossenen 
    Änderungsvorschläge abzulehnen;
4. der Antrag der Fraktion IG BfK vorbehaltlich der in Nr. 5 eingeflossenen 
    Änderungsvorschläge abzulehnen; 
5. die als Anlage 1 beigefügte Fassung der Hauptsatzung der Stadt 
    Köthen (Anhalt) zu beschließen.  

Gesetzliche Grundlagen:

§§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr.1 KVG LSA





Darlegung des Sachverhalts / Begründung

1. Regelungsanlass

Anlässlich des neu gewählten Stadtrates soll zu Beginn der Amtszeit die Hauptsatzung einer 
Überarbeitung unterzogen werden. Hierzu waren auch die Fraktionen aufgerufen, 
Änderungsvorschläge einzureichen. Dem sind die Fraktionen AfD, Die Linke, SPD sowie IG 
BfK nachgekommen. Im Ergebnis empfiehlt die Verwaltung dem Stadtrat die als Anlage 1 
beigefügte Fassung der Hauptsatzung zu beschließen. Eine Gegenüberstellung der 
einzelnen Änderungsanträge nebst Erläuterungen ist als Anlage 2 in Form einer Synopse 
beigefügt. 

2. Wesentliche Änderungsvorschläge der Fraktionen

a.) Fraktion AfD

Die Fraktion AfD möchte im Wesentlichen die Ausschussstruktur hin zu mehr 
Ausschüssen verändern (aa.), den Vorsitz über die beschließenden Ausschüsse neu 
zu regeln (bb.) sowie die Wertgrenzen für die Zuständigkeit des Oberbürgermeisters 
absenken (cc.). Zur Begründung wird auf die als Anlage 3 beigefügten Anträge der 
Fraktion AfD verwiesen. Diese Änderungsanträge sollten aus Sicht der Verwaltung 
abgelehnt werden. 

aa.) weitere Ausschüsse 

Weitere Ausschüsse sind vorallem aus zweierlei Gründen heraus aus Sicht der 
Verwaltung nicht sinnvoll. Zum einen führt ein beratender Ausschuss mehr zu einem 
zusätzlichen Aufwand von ca. 4.000,00 EUR pro Jahr. Zudem kollidieren weitere 
Ausschüsse mit der Fürsorgepflicht der Stadt Köthen (Anhalt) für ihre Beschäftigten, 
die die Ausschussarbeit abzudecken haben. Aus diesen Gründen wird auch die von 
der Fraktion AfD vorgeschlagene Ausschussstruktur nicht durch die Verwaltung 
mitgetragen. 

bb.) Vorsitz über die beschließenden Ausschüsse

Die Regelung, die die Fraktion AfD vorschlägt, wonach bei den beschließenden 
Ausschüssen der Vorsitz von einem Stadtrat auszufüllen ist, verstößt nach Ansicht 
der Verwaltung gegen § 48 Abs. 2 KVG LSA. Danach sitzt der OB in der Regel den 
beschließenden Ausschüssen vor. Nach Satz 2 kann (lediglich) festgelegt werden, 
dass ein ehrenamtliches Mitglied einem beschließenden Ausschuss, der 
ausdrücklich zu benennen ist, vorsitzen kann. Der Satz ist eine 
Ausnahmevorschrift zur Regel des § 48 Abs. 2 Satz 1 KVG LSA. Nach allgemeiner 
Gesetzesauslegung sind Ausnahmevorschriften grundsätzlich restriktiv auszulegen, 
sodass aus Sicht der Verwaltung es nahe gelegen hätte, dass der Gesetzgeber bei 
einem anderen Verständnis die Artikel in der Mehrzahl verwandt hätte.   

cc.) Absenkung der Wertgrenzen zu Lasten des Oberbürgermeisters

Die Verwaltung hält dies für unzulässig, da dem keine sachlichen Gründe 
entsprechen. Nach einer Entscheidung des VG Magdeburg vom 08.03.2017 – Az.: 9 
A 881/16 – gilt folgendes: 

„Diese gesetzlich vorgesehene Ermächtigung dient nämlich auch der 
Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der Ratstätigkeit. Darin kommt zum 



Tragen, dass der Gemeinderat sich bei seiner Arbeit auf diejenigen 
Angelegenheiten beschränken soll, die ihrer Bedeutung nach wesentlich für 
die Gemeinde und ihre Einwohner sind. Die Erledigung der Angelegenheiten 
im Übrigen hat durch den Bürgermeister als dem Rat gleichrangig 
gegenüberstehendes Gemeindeorgan (vgl. § 7 Abs. 1 KVG LSA) zu erfolgen 
und führt durch die Festlegung von Wertgrenzen und der ausdrücklichen 
Übertragung von Angelegenheiten zur alleinigen Erledigung zu - 
satzungsrechtlich geschaffenen – weiteren organschaftlichen Rechten des 
Bürgermeisters, gegen deren Entzug er verwaltungsgerichtlichen Rechtschutz 
in Anspruch nehmen kann.“ 

b.) Fraktion Die LINKE 

Die Fraktion Die LINKE möchte mit als Anlage 4 beigefügtem Antrag im 
Wesentlichen die Ausschussstruktur hin zu mehr Ausschüssen verändern. Insoweit 
wird auf die Ausführungen zum Antrag der Fraktion AfD (s.o.) verwiesen. 
Anzusprechen ist darüber hinaus der Vorschlag der Fraktion Die LINKE, den 
Stadtratsvorstand neu zu regeln. Soweit die LINKE dabei vorschlägt, dass jede 
Fraktion, die nicht den Stadtratsvorsitzenden stellt, einen Stellvertreter benennen 
kann, verstößt dies nach Ansicht der Verwaltung gegen § 36 Abs. 2 KVG LSA, der 
eine Wahl vorsieht. 

c.) Fraktion SPD

Die Fraktion SPD möchte im Wesentlichen mit als Anlage 5 beigefügtem Antrag die 
Ausschussstruktur hin zu mehr Ausschüssen verändern. Insoweit wird auf die 
Ausführungen zum Antrag der Fraktion AfD (s.o.) verwiesen.

d.) Fraktion IG BfK 

Die Fraktion IG BfK möchte im Wesentlichen mit als Anlage 6 beigefügtem Antrag 
die Begrenzung der Anzahl der Mitglieder des Stadtratsvorstandes erreichen, wobei 
jedoch der Vorschlag enthalten ist, dass die Fraktion, die den Stadtratsvorsitzenden 
stellt sowie maximal 1 Vertreter jeder Fraktion gewählt werden kann. Hierzu wird 
wiederum auf § 36 Abs. 2 KVG LSA verwiesen, wonach eine derartige 
Einschränkung unzulässig sein dürfte. 

3. Wesentliche Änderungsvorschläge der Verwaltung 

a.) § 5 Abs. 2 - Anzahl der Stellvertreter 

Die Verwaltung empfindet es als sinnvoll, die Anzahl der Stellvertreter zu begrenzen, 
sodass § 5 Abs. 2 entsprechend überarbeitet wurde. Zudem wurde eine 
Übergangsregelung für die aktuelle Amtszeit des Stadtrates aufgenommen. 

b.) § 5 Abs. 5 und 6 – Verfahren zur Beantwortung von Anfragen

§ 5 Abs. 5 und 6 wurde auf Vorschlag der Fraktion Die LINKE aufgenommen, durch 
welche das Verfahren für Anfragen der Ratsmitglieder und deren Beantwortung 
nunmehr in der Hauptsatzung entsprechend des neu gefassten § 43 Abs. 3 KVG 



LSA neu gefasst wurde. 

c.) Veränderung der Ausschussstruktur 

Auch die Verwaltung empfiehlt eine Änderung an der Ausschussstruktur 
vorzunehmen, da dies ein (älterer) Antrag der Fraktion FDP war, der nunmehr 
seitens der Verwaltung aufgegriffen wird. Der Rechnungsprüfungsausschuss sollte 
abgeschafft werden, sodass daraus auch Einsparungen von ca. 4.000,00 EUR im 
Jahr möglich sind. 

d.) Organzuständigkeit für die Aufgaben der Unteren Bauaufsicht  

Die sog. Organzuständigkeit für die Aufgaben der Unteren Bauaufsicht muss 
entsprechend des Gesetzes (vgl. § 66 Abs. 4 KVG LSA) beim Oberbürgermister 
liegen. Die Hauptsatzung ist daher an einigen Stellen anzupassen; dem liegen 
folgende Überlegungen zu Grunde: 

Gemeinden erfüllen ihre Aufgaben im eigenen und übertragenen 
Wirkungsbereich (vgl. § 4 Satz 1 KVG LSA). 

Zum eigenen Wirkungskreis gehören nach § 5 Abs. 1 KVG LSA alle 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft (Nr. 1) sowie alle Aufgaben, die 
ihnen aufgrund von Art. 87 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-
Anhalt durch Gesetz als Pflichtaufgaben zur Erfüllung in eigener 
Verantwortung zugewiesen sind. 

Zum übertragenen Wirkungskreis gehören nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
KVG LSA insbesondere die Aufgaben, die den Gemeinden durch Gesetz als 
staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung übertragen sind (sog. 
Weisungsaufgaben). 

Mit Bescheid vom 16.12.2003 wurden der Stadt Köthen (Anhalt) zum 
01.01.2004 auf Grundlage des damaligen § 63 Abs. 1 Satz 2 BauO LSA a.F. 
die Aufgaben der unteren Bauaufsicht abweichend von der gesetzlichen 
Zuständigkeit des Landkreises Anhalt-Bitterfeld übertragen. Dieser Bescheid 
wirkt über § 87 Abs. 3 BauO LSA bis heute fort. 

Die unteren Bauaufsichtsbehörden werden nach § 57 Abs. 1 BauO LSA im 
übertragenen Wirkungskreis tätig. 

Die sog. Organzuständigkeit für die Ausführung der Aufgaben der unteren 
Bauaufsicht liegen nach § 66 Abs. 4 KVG LSA grundsätzlich beim 
(Ober)Bürgermeister, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Eine 
abweichende Regelung in der Hauptsatzung genügt insoweit nicht, da es sich 
bei der Hauptsatzung nicht um eine andere „gesetzliche“ Bestimmung 
handelt. 

Bislang wurde auf Grundlage des § 6 Abs. 9 Satz 2 Nr. 3 der Hauptsatzung 
seitens des BSU über die planungsrechtliche Zulässigkeit nach den §§ 29 bis 
35 BauGB unter bestimmten Voraussetzungen entschieden. 

Dies war dem Umstand geschuldet, dass die Stadt Köthen (Anhalt) bislang 
davon ausging, dass für die Erteilung eines Einvernehmens im Sinne des § 
36 BauGB die Organzuständigkeit  beim Stadtrat und seiner Ausschüsse 



liege. 

Diese Aussage trifft insoweit zu, soweit zwischen der 
Baugenehmigungsbehörde und der das Einvernehmen erteilenden Gemeinde 
keine Identität besteht.

Besteht jedoch eine Identität, entfällt das Erfordernis für die Erteilung eines 
Einvernehmens nach § 36 BauGB. Hierzu wird aus folgendem Kommentar 
(BeckOK BauGB/Hofmeister, 45. Ed. 1.5.2019, BauGB § 36 Rn. 10, 11) 
zitiert: 

„Das BVerwG geht in stRspr davon aus, dass § 36 nach seinem Wortlaut 
sowie seinem Sinn und Zweck, die gemeindliche Planungshoheit zu sichern, 
zwei unterschiedliche Willensträger voraussetzt und das Einvernehmen daher 
jedenfalls dann entbehrlich ist, wenn die Gemeinde selbst für die Erteilung der 
Baugenehmigung zuständig ist (BVerwGE 28, 268 (271); BVerwG DÖV 1970, 
349 (350); BVerwGE 45, 207 (212); BVerwG Buchholz 310 § 54 VwGO Nr. 

42).“  

und

„Der Ausschluss des Einvernehmenserfordernisses soll jedoch ebenso bei 
gemeindeinterner Zuständigkeitsverteilung für die Erteilung der 
Baugenehmigung und die Erklärung des Einvernehmens zwischen 
Gemeindevorstand (Bürgermeister) und Gemeinderat (bzw. beschließender 
Ausschuss) gelten, also wenn innerhalb der Gemeinde verschiedene Organe 
zuständig sind (BVerwG NVwZ 2005, 83, unter Hinweis auf BVerwG BeckRS 
1989, 31241252; ebenso Budroweit NVwZ 2005, 1013; aA Gern VBlBW 1986, 

451; Müller BauR 1982, 7; Brügelmann/Dürr Rn. 19).“  

Vorliegend besteht die Identität, sodass § 36 BauGB nach der 
Rechtsprechung des BVerwG keine Anwendung findet. 

Im Anschluss an die ständige Rechtsprechung des BVerwG hatte sich der 
VGH Mannheim im Jahre 2012 (Urt. vom 09.03.2012 – Az.: 1 S 3326/11) mit 
einer ähnlichen Konstellation im Land Baden-Württemberg zu befassen. Die 
Verwaltung zitiert die beiden Leitsätze der Entscheidung wie folgt und fügt die 
Entscheidung dieser Informationsvorlage bei:

„1. In einer Gemeinde, die zugleich untere Baurechtsbehörde ist, ist der 
Anwendungsbereich des § 36 BauGB nicht eröffnet (im Anschluss an 
BVerwG, Urt. v. 19.08.2004 - 4 C 16.03 - BVerwGE 121, 339). In einer 
solchen Gemeinde ist für die Erteilung von Baugenehmigungen und für 
sonstige bauplanungsrechtliche Entscheidungen nach den §§ 31, 33 bis 35 
BauGB allein der (Ober-)Bürgermeister zuständig; dem Gemeinderat steht 
nach den einschlägigen landesrechtlichen Vorschriften keine 
Mitentscheidungskompetenz zu. (amtlicher Leitsatz)

2. Der (Ober-)Bürgermeister ist in diesen Gemeinden verpflichtet, den 
Gemeinderat bzw. den zuständigen beschließenden Ausschuss in einer Weise 
über planungsrechtlich relevante Bauanträge zu informieren, die es diesem 
ermöglicht, durch Einsatz der planungsrechtlichen Instrumente der §§ 14 ff. 
BauGB auf das konkrete Bauvorhaben zu reagieren. (amtlicher Leitsatz)“

Im Ergebnis dieser Entscheidung kommt der Oberbürgermeister und die 
Verwaltung zu dem Ergebnis, dass für die Erteilung von Baugenehmigungen 



und für sonstige bauplanungsrechtliche Entscheidungen nach den §§ 31, 33 
bis 35 BauGB allein der (Ober-)Bürgermeister nach § 66 Abs. 4 KVG LSA 
zuständig ist. Eine andere gesetzliche Bestimmung existiert nicht; eine 
anderweitige Regelung in der Hauptsatzung muss insoweit hinter das Gesetz 
zurücktreten. 

Diese Rechtsauffassung wurde der KAB mitgeteilt und es wurde dort erfragt, 
ob die KAB diese Rechtsauffassung teilt. Die KAB teilte mit E-Mail vom 
12.07.2019 folgendes mit: 

„Nach Prüfung der Angelegenheit teile ich Ihre Rechtsauffassung, dass 

1. der Oberbürgermeister nach § 66 Abs. 4 KVG LSA i. V. m. §§ 87 Abs. 3, 57 
BauO LSA (Übertragung der Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde gem. 
§ 63 Abs. 1 S. 2 BauO LSA ab dem 01.01.2004 durch Bescheid vom 
15.12.2003) die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde in eigener 
Zuständigkeit erledigt und

2. die Rechtsfolge des § 66 Abs. 4 KVG LSA der Hauptsatzung auch vor einer 
entsprechenden Änderung der Hauptsatzung vorgeht.“

Die KAB hat im Rahmen ihrer Prüfung mitgeteilt, dass zur Sicherung der 
gemeindlichen Planungshoheit sichergestellt sein muss, dass bei 
grundlegenden Vorhaben der Stadtrat bzw. seine Ausschüsse informiert 
werden muss, damit dieser die Planungshoheit (auch rechtzeitig) ausüben 
kann. 

Zu dieser Sicherstellung wird seitens der Verwaltung empfohlen, dass vor 
dem § 6 Abs. 8 Satz 2 ein neuer Satz 2 eingefügt wird, der wie folgt lautet: 

„Dem Oberbürgermeister obliegt die Pflicht, den Bau-, Sanierungs- und 
Umweltausschuss über laufende Baugenehmigungsverfahren, bei denen die 
Stadt Köthen (Anhalt) Baugenehmigungsbehörde ist, bei für die Stadt- und 
Ortschaftsentwicklung besonders bedeutsamen Vorhaben zur Wahrnehmung 
der gemeindlichen Planungshoheit (§§ 14 und 15 BauGB) unverzüglich zu in-

formieren.“ 

e.) Zuständigkeiten des Sozial- und Kulturausschusses 

Die Zuständigkeiten des Sozial- und Kulturausschusses wurden überarbeitet. So soll 
die Zuständigkeit für Angelegenheiten der Altenhilfe und –pflege gestrichen werden, 
da hierfür ein spezieller Ausschuss existiert. Ergänzt wurden Angelegenheiten des 
städtischen Jugendclubs, des Tierparks, des Örtlichen Teilhabemanagements und 
der Seniorenvertretung. 

f.) Unterbreitung einer Angelegenheit durch einen beschließenden Ausschuss  

Auf Vorschlag der Fraktion Die LINKE wird ein neuer Absatz in § 6 aufgenommen, 
der entsprechend § 48 Abs. 4 Satz 3 KVG LSA vorsieht, dass auf Antrag eines 
Viertel der Mitglieder eines beschließenden Ausschusses eine Angelegenheit dem 
Stadtrat zur Beschlussfassung unterbreitet werden kann. 

g.) Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters  

In § 7 Abs. 2 wurden Klarstellungen aufgenommen, für deren Erläuterung auf die 



Anlage 2 verwiesen wird. 

h.) Beauftragte und Beiträte 

Aus Sicht der Verwaltung sollte ein Kommunaler Behindertenbeauftragter sowie ein 
Seniorenbeirat neu geschaffen werden. Das Nähere soll jeweils eine Satzung, die 
durch den Stadtrat zu bestätigen ist, regeln. 

i.) Einwohnerfragestunde 

Die Regelungen zu den Einwohnerfragestunden wurden entsprechend § 28 Abs. 2 
KVG LSA in die Geschäftsordnung übernommen, sodass der Großteil der alten 
Regelung entfallen kann. Einzig das mögliche Verfahren für Einwohnerfragestunden 
in den Ortschaftsräten muss nach § 84 Abs. 5 KVG LSA in der Hauptsatzung 
geregelt werden, sodass im Vorgriff etwaiger Beschlussfassungen der Ortschaftsräte 
das Verfahren vorsorglich in die Hauptsatzung entsprechend den Vorgaben der 
Mustersatzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt aufgenommen 
wurde. 

j.) Öffentliche Bekanntmachungen  

Hier wurden Klarstellungen aufgenommen. 

k.) Sprachliche Gleichstellung 

Hier wurden Klarstellungen aufgenommen. 

3. Vorschlag der Verwaltung

Die Verwaltung schlägt vor, die als Anlage 1 dieser Vorlage beigefügte Hauptsatzung der 
Stadt Köthen (Anhalt) zu beschließen.
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Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 


 
  


Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes 


Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 05.04.2019 (GVBl. LSA S. 66), hat der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in 


seiner Sitzung am 07.11.2019 folgende Hauptsatzung beschlossen: 


 


 


I. ABSCHNITT. BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 


 


§ 1. Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen. (1) Die Stadt führt den Namen "Köthen 


(Anhalt)". 


(2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) sind blau und weiß. 


(3) Das Wappen der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, 


schwarz gefugt, mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fallgatter und drei aufge-


setzten gezinnten roten, schwarz gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere und 


stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und goldenem Knauf. 


(4) Die Flagge der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt die Farben blau und weiß und im Mittelfeld 


das Stadtwappen. 


(5) 1Jede unbefugte oder missbräuchliche Benutzung des Stadtwappens oder der Stadtflag-


ge ist unzulässig. 2Den in Satz 1 genannten Wappen, Wappenteilen und Flaggen stehen 


solche gleich, die ihnen zum Verwechseln ähnlich sind. 


 


§ 2. Dienstsiegel. 1Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. 2Es zeigt das Stadtwap-


pen mit der Umschrift "Stadt Köthen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Prägesiegel oder als 


Drucksiegel gebraucht. 


 


II. ABSCHNITT. ORTSCHAFTSVERFASSUNG 


 


§ 3. Ortschaftsverfassung. (1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile 


Köthen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, Großwülknitz, Hohs-


dorf, Kleinwülknitz, Löbnitz an der Linde, Merzien, Porst und Zehringen. 


(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einführung der Ortschaftsverfassung gemäß den 


§§ 81 ff. KVG LSA gebildet: 
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1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-


de Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und Gahrendorf, 


2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Baasdorf, 


3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-


de Dohndorf, 


4. Löbnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeinde-


ten Gemeinde Löbnitz an der Linde, 


5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Merzien, bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und Zehringen, 


6. Wülknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Wülknitz, bestehend aus den Ortsteilen Großwülknitz und Kleinwülknitz. 


(3) 1In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat gewählt. 2Er besteht in den Ortschaften 


1. Dohndorf, Merzien und Wülknitz aus neun Mitgliedern, 


2. Arensdorf, Baasdorf und Löbnitz an der Linde aus sieben Mitgliedern. 


 


§ 4. Zuständigkeiten des Ortschaftsrates. (1) 1Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere 


bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 


2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplänen sowie 


Baugestaltungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzungen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, 


5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung von öffentlichen Einrichtungen, 


6. Pflege des Ortsbildes, 


7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, 


8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kultur und Gemeinschaftspflege, Sport-


anlagen, Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ortschaft. 


2Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig über 25,56 Euro je Einwohner. 


3Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegangenen Jahres. 


4Die Mittel sind für Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauch-


tums, für Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisationen, für Aufwendungen der 


sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere Renten-


weihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfest usw. zu verwenden sowie für re-


präsentative Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. 5Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung 


und der anderen Nutzung von Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Vermögen 
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der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner der Ortschaft Merzien 


bevorzugt, einschließlich Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichtigen. 6Mit dem Ortschafts-


rat ist diesbezüglich Einvernehmen herzustellen. 


(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz sind 


insbesondere bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 


2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplänen sowie 


Baugestaltungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzungen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, 


5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffentlichen Einrichtungen, 


6. Pflege des Ortsbildes, 


7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und Instandsetzung kulturellen und sozialer Ein-


richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und Grünanlagen, Straßen, Wege und 


Plätze. 


(3) 1Den Ortschaftsräten Arensdorf, Dohndorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz werden 


jährlich 9,00 Euro je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 15,00 Euro je 


Einwohner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur Verfügung gestellt. 


2Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Die 


in Satz 1 genannten Beträge werden bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 werden 


diese Beträge entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu fest-


gesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die 


Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für 


folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung, 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfeste und ge-


meindliche Veranstaltungen, 


4. in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz an der Linde ferner für 


repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


(4) 1Die Ortschaftsräte entscheiden über 


1. Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von Grundstücken und beweglichem 


Vermögen der jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, welches durch die jewei-


lige Gemeinde eingebracht wurde), 


2. die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis 20.000 Euro (bewegliches Vermö-


gen, welches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde). 
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2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer anderen Nutzung von beweglichem und 


nicht beweglichem Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermögen der Stadt 


Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 


nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu hören. 


 


 III. ABSCHNITT. ORGANE  


 


§ 5. Stadtrat. (1) Der Gemeinderat der Stadt Köthen (Anhalt) führt die Bezeichnung „Stadt-


rat“. 


(2) 1Der Stadtrat wählt aus dem Kreis der ehrenamtlichen Mitglieder für die Dauer der Wahl-


periode einen Vorsitzenden und drei Stellvertreter; diese bilden den Stadtratsvorstand. 2Die 


Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl der bei der Wahl der Stellvertreter 


erzielten Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende des 


Stadtrates zieht. 3Werden die Stellvertreter nach § 56 Abs. 5 KVG LSA in mehreren Wahlen 


gewählt, gehen die in früheren Wahlvorgängen gewählten Bewerber den in nachfolgenden 


Wahlvorgängen Gewählten vor. 4Für die amtierende Wahlperiode bleiben die zum Zeitpunkt 


des Inkrafttretens dieser Satzung bereits gewählten Stellvertreter unverändert im Amt, es sei 


denn, es findet ein Abwahlverfahren im Sinne des § 36 Abs. 2 Satz 2 KVG LSA statt.  


(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der 


gewählten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufgabe des Vorsitzenden wahr. 


(4) 1Der Vorsitzende und die Stellvertreter können jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des 


Stadtrates abgewählt werden. 2Eine Neuwahl hat unverzüglich zu erfolgen. 


(5) Jedes ehrenamtliche Mitglied des Stadtrates hat das Recht, schriftlich, elektronisch oder 


in der Sitzung des Stadtrates und seiner Ausschüsse, denen es angehört, mündlich Anfra-


gen zu allen Angelegenheiten der Stadt und der Stadtverwaltung an den Oberbürgermeister 


zu richten; die Auskunft ist vom Oberbürgermeister zu erteilen. 


(6) 1Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich mündlich beantwortet wer-


den, hat der Oberbürgermeister die Auskunft binnen einer Frist von in der Regel einem Mo-


nat schriftlich zu erteilen. 2Kann die Frist im Einzelfall bei erforderlicher Mitwirkung beteiligter 


Dritter nicht eingehalten werden, ist eine angemessene Verlängerung möglich. 3Über die 


Gründe und die Verlängerung der Frist ist der Fragesteller schriftlich oder ggf. elektronisch 


zu unterrichten. 


 


§ 6. Ausschüsse des Stadtrates. (1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die 


folgenden ständigen Ausschüsse: 


1. als beschließende Ausschüsse 


a) den Hauptausschuss, 
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b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss, 


c) den Heimausschuss, 


2. als beratender Ausschuss den Sozial- und Kulturausschuss.  


(2) 1Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadträten und dem Oberbürgermeister als Vor-


sitzenden. 2Die Vertretung des Oberbürgermeisters bestimmt sich nach § 50 KVG LSA. 


(3) 1Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss besteht aus elf Stadträten. 2Vorsitzender 


des Bau-, Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, die den Vor-


sitzenden stellt, benennt auch den Vertreter für den Verhinderungsfall aus der Mitte der dem 


jeweiligen Ausschuss angehörenden Stadträten der Fraktion. 


(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses und der Vorsitz richten sich nach den 


Bestimmungen der Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt Köthen (Anhalt) vom 


05.03.2014 (AmtsBl. 03/2014) in der jeweils geltenden Fassung. 


(5) 1Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf Stadträten und zehn sachkundigen 


Einwohnern. 2Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, 


die den Vorsitzenden stellt, benennt auch den Vertreter für den Verhinderungsfall aus der 


Mitte der dem jeweiligen Ausschuss angehörenden Stadträten der Fraktion. 


(6) 1Soweit Ausschüsse durch Stadträte geleitet werden, richtet sich die Verteilung dieser 


Ausschussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem Höchstzahlverfah-


ren. 2Die Benennung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegen-


über dem Stadtratsvorsitzenden. 3Der Stadtratsvorsitzende informiert den Stadtrat. 


(7) 1Der Hauptausschuss berät in der Regel alle Angelegenheiten, die der Stadtrat abschlie-


ßend entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden sollen. 2Der Haupt-


ausschuss beschließt abschließend über: 


1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in Streitfällen über Ausschusszustän-


digkeiten, 


2. die Durchführung von repräsentativen Veranstaltungen, Messen, Ausstellungen und 


Kongressen, 


3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu erwartenden Kostenaufwand von 


über 1.000 Euro pro Person, 


4. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschutzes, 


5. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Satzung anderen übertragen, 


6. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirtschaftliche Bereiche, 


7. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche Angelegenheiten und deren Änderun-


gen, 


8. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unternehmen, 


9. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsgebietes, 
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10. alle Fälle der Ernennung und Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Ein-


stiegsamt, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im Einvernehmen mit 


dem Oberbürgermeister. 


(8) 1Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss berät in der Regel über 


1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des Baugesetzbuches und anderer bau-


rechtlicher Vorschriften durch den Stadtrat entschieden werden, 


2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Stadtrates fallen, 


3. Verkehrsentwicklungsplanungen. 


2Dem Oberbürgermeister obliegt die Pflicht, den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 


über laufende Baugenehmigungsverfahren, bei denen die Stadt Köthen (Anhalt) Baugeneh-


migungsbehörde ist, bei für die Stadt- und Ortschaftsentwicklung besonders bedeutsamen 


Vorhaben zur Wahrnehmung der gemeindlichen Planungshoheit (§§ 14 und 15 BauGB) un-


verzüglich zu informieren. 3Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entscheidet über 


folgende Vorgänge und Vorhaben: 


1. Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in einer Höhe bis 500.000 Euro, 


2. Planungsentwürfe städtischer Tief- und Hochbaumaßnahmen, 


3. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr als drei Wohnungen oder einem an-


rechenbaren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung über 300.000 Euro, 


b) Nutzungsänderungen von gesamten Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-


bietscharakteristik gemäß BauNVO beeinflussen, 


c) Vergnügungsstätten gemäß BauNVO, 


d) die Errichtung von Stellplatzanlagen für mehr als 20 Stellplätze, 


e) Vorhaben im Außenbereich, 


soweit die Stadt Köthen (Anhalt) nicht zugleich (Bau-)Genehmigungsbehörde ist.  


4. Ausnahmen von der Veränderungssperre gemäß § 14 Abs. 2 BauGB, 


5. Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts der Gemeinde (§§ 24, 25 


BauGB), 


6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- 


und Erschließungspläne sowie Abweichungen zu sonstigem Ortsrecht gemäß BauGB 


und BauO LSA soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit des Oberbürger-


meisters gemäß § 66 Abs. 4 KVG LSA bzw. § 7 Abs. 2 Nrn. 18 und 19 fallen, 


7. Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege städtischer Grün- und Waldflächen 


sowie Spielplätzen, 


8. Ablösung von mehr als drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 


9. städtebauliche Gebote gemäß den §§ 176 bis 179 BauGB, 
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10. Genehmigung von Anträgen auf Baumfällungen gemäß Baumschutzsatzung für 


Baumgruppen, die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild prägen, 


11. Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern, 


12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschaftsplan „Städtebaulicher Denkmal-


schutz“ und die Wirtschaftspläne der Stadtumbaugebiete „Altstadt“, „Rüsternbreite“ 


und „Wasserturm“ soweit der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht über-


schritten wird, 


13. geringfügige Abweichungen vom Sanierungsrahmenplan, 


14. geringfügige Abweichungen von Verkehrsplanungen (insbesondere Verkehrsentwick-


lungsplan, Parkraumkonzepte), 


15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umsetzung der Verkehrsplanung, 


16. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes, 


17. Förderung von Einzelmaßnahmen in den Fördergebieten des Stadtumbaus, im Sa-


nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet „Innenstadt“ (Darlehen und Zu-


schüsse), 


18. Übertragung von Ordnungsmaßnahmen nach § 147 BauGB und deren Finanzierung, 


19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richtlinien im Zusammenhang mit Sanie-


rungsverfahren, 


20. einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan genannten Zielen der Sanierung. 


(9) Der Sozial- und Kulturausschuss berät in Angelegenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) in 


der Regel über 


1. kulturelle Veranstaltungen, 


2. Zuwendungen für kulturelle, sportliche und soziale Zwecke aus Haushaltsmitteln der 


Stadt Köthen (Anhalt), 


3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken, 


4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und Sportvereinen, 


5. den Neubau und die Unterhaltung von städtischen Freizeit-, Kultur- und Sportstätten, 


6. die Belegung städtischer Freizeit- und Sporteinrichtungen, 


7. den Erhalt und die Förderung kultureller Einrichtungen sowie der Sportstätten, 


8. Vorschläge für den Abschluss von Partnerschaftsbeziehungen zur Förderung der eu-


ropäischen Integration, zu den Jahresaktivitäten in partnerschaftlichen Beziehungen 


und Vorbereitung von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusammenhang, 


9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbände und Vereine im Sozial- und Jugendbe-


reich, 


10. soziale Probleme von Hilfsbedürftigen, 


11. Obdachlosenangelegenheiten, 
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12. Angelegenheiten der städtischen Kindertageseinrichtungen, 


13. Angelegenheiten der städtischen Schulen und Schulhorte, 


14. den An-, Um- und Neubau von städtischen Schulen und Kindertageseinrichtungen, 


15. städtische Spielplatzkonzeption und Neugestaltung von Spielplätzen sowie Auswahl 


der Standorte, 


16. die Umgestaltung von Außenanlagen in städtischen Sozial- und Jugendeinrichtungen, 


17. die örtliche Jugendfreizeitangebote und deren Förderung,  


18. Angelegenheiten des städtischen Jugendclubs, 


19. Angelegenheiten des Tierparks, 


20. Angelegenheiten des Örtlichen Teilhabemanagements der Stadt Köthen (Anhalt),  


21. Angelegenheiten der Seniorenvertretung der Stadt Köthen (Anhalt). 


(10) Die Information über die Beschlüsse der beschließenden Ausschüsse erfolgt über die 


Verteilung der Protokolle an alle Stadträte. 


(11) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder eines beschließenden Ausschusses ist eine 


Angelegenheit dem Stadtrat zur Beschlussfassung zu unterbreiten.  


 


§ 7. Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters. (1) Geschäfte der laufenden Verwaltung im 


Sinne des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen, die nicht von grundsätzlicher, über 


den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind und deshalb keine besondere Beurteilung 


erfordern, sondern die mit einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 


Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Stadt Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell 


nicht von erheblicher Bedeutung sind. 


(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (Anhalt) entscheidet der Oberbürgermeister 


insbesondere über 


1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen und Satzungen abzuschlie-


ßenden Geschäfte des täglichen Verkehrs, 


2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis 25.000 Euro, 


3. Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen 


(ohne Steuer) nicht überschritten werden: 


a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im Übrigen bis zu 15.000 Euro je 


Forderung und Abrechnungszeitraum, 


b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum, 


c) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum, 


d) kurzfristige Vereinbarungen über die Nutzung städtischer Liegenschaften (Lauf-


zeit unter fünf Jahren), 


e) Abschluss von gerichtlichen und außergerichtlichen Vergleichen bis zu einem 


Nachgebensbetrag in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in allen übrigen 
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Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro, 


4. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben, 


5. Löschungsbewilligungen, Abtretungserklärungen und Vorrangseinräumungen bis 


25.000 Euro, 


6. die Erteilung von Prozessvollmachten und die Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. 


Erhebung von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für die Stadt von nicht erheblicher 


Bedeutung sind, 


7. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zuschussempfänger im Haushaltsplan 


genau definiert sind, 


8. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden bis zu drei Wohnungen oder einem anrechen-


baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro, 


b) die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, kulturelle, kirchliche, soziale, ge-


sundheitliche und sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bauwert gemäß 


Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro, 


c) Nutzungsänderungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, die die Gebiets-


charakteristik gemäß der BauNVO nicht beeinflussen, 


d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhandels, die nicht als großflächig ge-


mäß § 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, 


e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20 Stellplätzen, 


9. Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB, 


10. die Ablösung von bis zu drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 


11. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemäß § 144 BauGB, 


12. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgren-


ze von 30.000 Euro nicht überschreiten, 


13. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-


grenze von 10.000 Euro nicht überschreiten, 


14. Verträge der Stadt Köthen (Anhalt) mit ehrenamtlichen Mitgliedern der Vertretung, 


sonstigen Mitgliedern von Ausschüssen, von Ortschaftsräten, mit dem Ortsvorsteher 


oder mit dem Hauptverwaltungsbeamten, wenn es sich um Verträge aufgrund einer 


förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt de-


ren Vermögenswert einen Betrag von 2.500 Euro nicht übersteigt gemäß § 45 Abs. 2 


Nr. 13 KVG LSA, 


15. nicht erhebliche über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen (§ 


105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche über- oder außerplanmäßige 


Verpflichtungsermächtigungen (§§ 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis 30.000 
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Euro im Einzelfall; ferner über- und außerplanmäßige Mehrbedarfe unabhängig einer 


Wertgrenze im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen im Sinne des § 105 Abs. 4 


KVG LSA (z.B. innerbetriebliche Leistungsverrechnungen, Abschreibungen  und wei-


tere zahlungsunwirksame Buchungen) ; ferner über- und außerplanmäßige Mehrbe-


darfe unabhängig einer Wertgrenze im Rahmen erforderlicher Umbuchungen und für 


über- und außerplanmäßige Mehrbedarfe, wenn die Auszahlung durch Verrechnung 


bereits erfolgte (Gewerbesteuerumlage), 


16. Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung (§ 


104 KVG LSA) unabhängig einer Wertgrenze, soweit es sich um rechtliche oder ver-


tragliche Verpflichtungen handelt und bis zu einer Wertgrenze von 30.000 € je Einzel-


fall, soweit die Leistung für die Weiterführung einer notwendigen Pflichtaufgabe un-


aufschiebbar ist, hierunter fallen auch Investitionsfortsetzungen, 


17. Änderungen des Sanierungswirtschaftsplanes, des Maßnahmeplanes "städtebauli-


cher Denkmalschutz" und der Maßnahmepläne Stadtumbau Ost "Altstadt" dahinge-


hend, dass die geplanten Einzelmaßnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspläne 


verschoben bzw. ausgetauscht werden und die jeweiligen Haushaltsansätze der 


Wirtschaftspläne der Einzelpläne laut Haushaltsplan nicht überschritten werden, 


18. Abweichungen von Vorgaben der gültigen Gestaltungssatzungen, wenn diese be-


gründete Ausnahmefälle darstellen und soweit sie in den einzelnen Paragraphen und 


deren Begründungen in den Satzungen vorgesehen sind, 


19. geringfügige Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gültiger Bebauungsplä-


ne, Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Abweichungen von sonstigem Orts-


recht gemäß BauGB und BauO LSA, 


20. die Annahme oder Vermittlung von geringfügigen Spenden, Schenkungen und ähnli-


chen Zuwendungen gemäß § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu einem Betrag in Hö-


he von 1.000 Euro, die Zuständigkeitsregelung gilt gemäß § 121 Absatz 3 Satz 3 


Halbs. 2 KVG LSA auch für die Eigenbetriebe der Stadt Köthen (Anhalt) unmittelbar, 


21. die Beantragung und Weitergabe von Fördermitteln aus dem Programm „Stadtumbau 


Ost Rückbau“, 


22. alle Fälle der Ernennung und Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 2, 2. 


Einstiegsamt, die Amtsleiter, die Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter, sofern sie nicht 


kraft Gesetzes vorgegeben sind, im Einvernehmen mit dem Stadtrat; es gilt § 139 


Abs. 5 KVG LSA, 


23. alle Fälle der Ernennung und Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 1, 


24. Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie die Versetzung in den Ruhestand für 


alle Beamten, 


25. Ernennung und Entlassung des Stadtwehrleiters, der Ortswehrleiter und deren Stell-
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vertreter sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche Regelungen dem 


nicht entgegenstehen, 


26. Einstellung, Entlassung und die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders 


bewerteten Tätigkeit betreffend die Dezernenten, Amtsleiter, Rechnungsprüfer und 


Ratsbüroleiter im Einvernehmen mit dem Stadtrat, 


27. alle weiteren Beschäftigten der Verwaltung, es gilt § 7 Abs. 2 Nr. 22. 


(3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäftsverteilung innerhalb der Verwaltung. 


 


§ 8. Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters. 1Der Stadtrat der Stadt Köthen (An-


halt) wählt einen Beschäftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter des Oberbürgermeisters 


für den Verhinderungsfall. 2Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) kann einen weiteren Be-


schäftigten der Stadtverwaltung als 2. Vertreter des Oberbürgermeisters für den Fall der 


Verhinderung sowohl des Oberbürgermeisters als auch des 1. Vertreters des Oberbürger-


meisters wählen. 3Das Vorschlagsrecht dafür hat der Oberbürgermeister. 


 


§ 9. Gleichstellungsbeauftragte. (1) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem Ober-


bürgermeister eine Gleichstellungsbeauftragte. 


(2) 1Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruflich. 2Über die Abberufung 


entscheidet der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister. 3Einer Abberufung 


bedarf es nicht bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses. 


(3) 1Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Stadtrates und der Aus-


schüsse teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. 2Ihr ist in Angelegenheiten 


ihres Aufgabenbereiches auf Verlangen das Wort zu erteilen. 


 


§ 9a. Kommunaler Behindertenbeauftragter. (1) Zur Wahrung und Verwirklichung der 


Rechte der Menschen mit Behinderung im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 


des Landes Sachsen-Anhalt bestellt der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeis-


ter einen kommunalen Behindertenbeauftragten. 


(2) Näheres dazu regelt die Satzung für den Kommunalen Behindertenbeauftragen der Stadt 


Köthen (Anhalt). 


 


§ 9b. Seniorenbeirat. 1Zur Wahrung der Interessen der älteren Einwohnerinnen und Ein-


wohner (Seniorinnen und Senioren) der Stadt Köthen (Anhalt) wird ein ehrenamtlicher Senio-


renbeirat gebildet. 2Das Nähere regelt eine vom Stadtrat zu bestätigende Satzung. 


 


 


 







HauptS 10-010 


 


12 


Stand: 01.08.2017  


IV. ABSCHNITT. UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EINWOHNER 


 


§ 10. Einwohnerversammlung. (1) 1Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt 


Köthen (Anhalt) können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet 


werden. 2Der Oberbürgermeister beruft die Einwohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Ge-


sprächsgegenstände sowie Ort und Zeit der Veranstaltung fest. 4Die Einladung ist gemäß 


§ 14 Abs. 2 bekanntzumachen und soll in der Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung 


erfolgen. 5Die Einladungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt wer-


den. 


(2) Die Einwohnerversammlungen können auf Teile des Stadtgebietes beschränkt werden. 


(3) Der Oberbürgermeister unterrichtet den Stadtrat in seiner nächsten Sitzung über den 


Ablauf der Einwohnerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse. 


 


§ 11. Einwohnerfragestunde. (1) 1Der Stadtrat sowie seine Ausschüsse führen im Rahmen 


ordentlicher öffentlicher Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch. 2Das Nähere regelt die 


Geschäftsordnung.  


(2) Nach den Beschlüssen der Ortschaftsräte sind im Rahmen ihrer ordentlichen öffentlichen 


Sitzungen Fragestunden für Einwohner der Stadt, die in der jeweiligen Ortschaft wohnen, 


nach folgendem Verfahren durchzuführen:  


1. Der Ortsbürgermeister legt in der Einladung zur Sitzung den Beginn der Fragestunde 


und - in der Sitzung - den Beginn und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu 


Beginn der Fragestunde kein Einwohner der Stadt ein, der in der Ortschaft wohnt, 


kann sie geschlossen werden. Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten be-


grenzt sein. 


2. Jeder Einwohner der Stadt, der in der Ortschaft wohnt, ist berechtigt, grundsätzlich 


eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten Frage 


beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die 


Angelegenheiten der Ortschaft betreffen. Bestehen Zweifel, dass der Fragesteller 


Einwohner der Ortschaft ist, so hat sich dieser gegenüber einem Beauftragten der 


Stadt auszuweisen. Die Erhebung und Verarbeitung der personenbezogenen Daten 


des Fragestellers erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Absatz 1 Buchst. c der Daten-


schutz-Grundverordnung und nur zum Zwecke der schriftlichen Beantwortung der An-


frage, sofern diese nicht sofort und vollständig mündlich beantwortet werden kann. 


Nach Beantwortung werden die Daten gelöscht bzw. anonymisiert. In die Nieder-


schrift werden nur anonymisierte Daten übernommen. 


3. Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegenstand der Einwohnerfrage-


stunde sein. 
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4. Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Ortsbürger-


meister, den Oberbürgermeister oder einen vom Oberbürgermeister beauftragten 


Vertreter. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung der Frage in der 


Sitzung nicht möglich, erhält der Fragesteller eine schriftliche Antwort durch den 


Oberbürgermeister, die innerhalb von einem Monat erteilt werden muss.  


 


§ 12. Bürgerbefragung. 1Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-


schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Stadt Köthen 


(Anhalt). 2Sie kann nur auf der Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchgeführt werden, 


in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu beantwortende Frage formuliert ist und insbesondere fest-


gelegt wird, ob die Befragung als elektronische Abstimmung im Internet oder im schriftlichen 


Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in welcher Form 


das Abstimmungsergebnis bekanntzugeben ist. 


 


V. ABSCHNITT. EHRENBÜRGER UND EHRENBEZEICHNUNG 


 


§ 13. Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung. Die Verleihung oder Aberkennung des 


Ehrenbürgerrechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 


stimmberechtigten Mitglieder des Stadtrates. 


 


VI. ABSCHNITT. ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 


 


§ 14. Öffentliche Bekanntmachungen. (1) 1Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen 


und Beschlüsse werden im Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. 


2Es erscheint in der Regel monatlich. 3Bekanntmachungen und Beschlüsse, für die aus zeit-


lichen Gründen eine Bekanntmachung im nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden 


in der Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausgabe Köthen veröffentlicht. 4Auf 


diese Bekanntmachung wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. 5Die Bekanntma-


chung ist mit Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amts-


blatt der Stadt Köthen (Anhalt) bzw. im Falle der Sätze 3 und 4 die Mitteldeutsche Zeitung 


den bekanntzumachenden Text enthält. 


(2) 1Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse wer-


den spätestens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der Stadt Köthen (Anhalt) 


unter www.koethen-anhalt.de öffentlich bekannt gemacht. 2Ergänzend ist der Bekanntma-


chungstext durch Aushang im Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage vor der 


Sitzung zu veröffentlichen. 3Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen technischer 


Probleme nicht möglich ist, hat sie drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, 
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Lokalausgabe Köthen, zu erfolgen. 4In den Fällen der Ladung des Stadtrates nach 


§ 53 Abs. 4 Satz 5 KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit möglich unverzüglich nach 


der Ladung entsprechend den Sätzen 1 und 2. 


(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates Merzien werden drei Tage vor der 


Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle gegenüber der Straße der DSF 33, 


2. im Ortsteil Hohsdorf, Straße des 7. Oktober 16, 


3. im Ortsteil Zehringen, Straße der Freundschaft 11, 


öffentlich bekannt gemacht. 


(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor 


der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11, 


2. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6, am Pumpenhaus, 


öffentlich bekannt gemacht. 


(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Baasdorf werden drei Tage vor 


der Sitzung in dem Schaukasten Köthener Str. 23, Verkaufsstelle, öffentlich bekannt ge-


macht. 


(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Dohndorf werden drei Tage vor 


der Sitzung in dem Schaukasten Dorfstraße 9c, vor dem ehemaligen Gemeindebüro, öffent-


lich bekannt gemacht. 


(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Löbnitz an der Linde werden 


drei Tage vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 öffentlich bekannt gemacht. 


(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftssitzungen Wülknitz werden drei Tage vor 


der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Großwülknitz, am Grundstück Kastanienplatz 1, 


2. im Ortsteil Kleinwülknitz, Hauptstraße, gegenüber dem Grundstück Nr. 19, 


öffentlich bekannt gemacht. 


(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes (öffentliche 


Zustellung) und Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang an der 


amtlichen Bekanntmachungstafel im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses 


der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich bekannt gemacht, sofern gesetzlich 


nichts anderes bestimmt ist. 


(10) 1Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird den Haushalten der Stadt Köthen (Anhalt) 


kostenlos zur Verfügung gestellt. 2Hierüber hinaus hat jede Person das Recht, Satzungen 


einschließlich aller Anlagen und Pläne innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtver-


waltung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten 


Abschriften fertigen zu lassen. 
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(11) 1Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von Plänen, Karten oder Zeichnungen sowie 


Begründungen oder Erläuterungsberichte, die Bestandteile von Satzungen sind, nicht geeig-


net, so erfolgt die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie während der 


öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung öffentlich ausgelegt werden und in der Be-


kanntmachung des textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort der Auslegung 


hingewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemäß Anwendung auf entsprechende Bestandteile 


sonstiger Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 


 


 


VII. ABSCHNITT. SCHLUSSVORSCHRIFTEN 


 


§ 15. Sprachliche Gleichstellung. 1Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-


zung gelten für männlich, weiblich und divers. 2Dies gilt nicht für die Funktionsbezeichnung 


Gleichstellungsbeauftragte. 


 


§ 16. Inkrafttreten. 1Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im 


Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt 


Köthen (Anhalt) vom 18.11.2014, zuletzt geändert durch die 2. Änderung der Hauptsatzung 


der Stadt Köthen (Anhalt) vom 14.07.2017, außer Kraft. 


 





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage1-HauptS.pdf




Seite 1 von 45 


 


Alte Fassung (a.F.) Änderungsantrag AfD Änderungsantrag Die Linke  Änderungsantrag SPD Änderungsantrag IG BfK Vorschlag Verwaltung  Erläuterungen 


Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 


Abs. 2 Nr. 1 des Kommunal-


verfassungsgesetz des Lan-


des Sachsen-Anhalt (KVG 


LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. 


LSA S. 288) hat der Stadtrat 


der Stadt Köthen (Anhalt) in 


seiner Sitzung am 16.10.2014 


folgende Hauptsatzung be-


schlossen: 


 


    Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 


Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalver-


fassungsgesetz des Landes 


Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 


vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 


288), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 05.04.2019 (GVBl. 


LSA S. 66), hat der Stadtrat 


der Stadt Köthen (Anhalt) in 


seiner Sitzung am 07.11.2019 


folgende Hauptsatzung be-


schlossen: 


 


 


 


 


Redaktionelle Anpassung.  


I. ABSCHNITT 


BENENNUNG UND HO-


HEITSZEICHEN 


    Unverändert  


§ 1 


Bezeichnung, Name, Flagge 


und Wappen 


    Unverändert  


(1) Die Stadt führt den Namen 


"Köthen (Anhalt)". 


    Unverändert  


(2) Die Farben der Stadt 


Köthen (Anhalt) sind blau und 


weiß. 


    Unverändert  


(3) Das Wappen der Stadt 


Köthen (Anhalt) zeigt in Silber 


eine gezinnte rote Stadtmauer, 


schwarz gefugt, mit geöffne-


tem roten Tor, hochgezoge-


nem blauen Fallgatter und drei 


aufgesetzten gezinnten roten, 


schwarz gefugten Türmen mit 


je einem Fenster, der größere 


und stärkere mittlere Turm mit 


blauem Kegeldach und golde-


nem Knauf. 


    Unverändert  


(4) Die Flagge der Stadt 


Köthen (Anhalt) zeigt die Far-


ben blau und weiß und im Mit-


telfeld das Stadtwappen. 


    Unverändert  
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(5) 1Jede unbefugte oder 


missbräuchliche Benutzung 


des Stadtwappens oder der 


Stadtflagge ist unzulässig. 
2Den in Satz 1 genannten 


Wappen, Wappenteilen und 


Flaggen stehen solche gleich, 


die ihnen zum Verwechseln 


ähnlich sind. 


    Unverändert  


§ 2 


Dienstsiegel 


    Unverändert  


1Die Stadt Köthen (Anhalt) 


führt ein Dienstsiegel. 2Es 


zeigt das Stadtwappen mit der 


Umschrift "Stadt Köthen (An-


halt)". 3Es wird entweder als 


Prägesiegel oder als Druck-


siegel gebraucht. 


    Unverändert  


II. ABSCHNITT 


ORTSCHAFTSVERFAS-


SUNG 


    Unverändert  


§ 3 


Ortschaftsverfassung 


    Unverändert  


(1) Die Stadt Köthen (Anhalt) 


gliedert sich in die Ortsteile 


Köthen (Anhalt), Arensdorf, 


Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, 


Gahrendorf, Großwülknitz, 


Hohsdorf, Kleinwülknitz, Löb-


nitz an der Linde, Merzien, 


Porst und Zehringen. 


    Unverändert  


(2) Es werden folgende Ort-


schaften unter Einführung der 


Ortschaftsverfassung gemäß 


den §§ 81 ff. KVG LSA gebil-


det:  


1. Arensdorf, mit dem Gebiet 


der in die Stadt Köthen (An-


halt) eingemeindeten Gemein-


    Unverändert  
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de Arensdorf, bestehend aus 


den Ortsteilen Arensdorf und 


Gahrendorf,  


2. Baasdorf, mit dem Gebiet 


der in die Stadt Köthen (An-


halt) eingemeindeten Gemein-


de Baasdorf,  


3. Dohndorf, mit dem Gebiet 


der in die Stadt Köthen (An-


halt) eingemeindeten Gemein-


de Dohndorf,  


4. Löbnitz an der Linde, mit 


dem Gebiet der in die Stadt 


Köthen (Anhalt) eingemeinde-


ten Gemeinde Löbnitz an der 


Linde,  


5. Merzien, mit dem Gebiet 


der in die Stadt Köthen (An-


halt) eingemeindeten Gemein-


de Merzien, bestehend aus 


den Ortsteilen Hohsdorf, Mer-


zien und Zehringen,  


6. Wülknitz, mit dem Gebiet 


der in die Stadt Köthen (An-


halt) eingemeindeten Gemein-


de Wülknitz, bestehend aus 


den Ortsteilen Großwülknitz 


und Kleinwülknitz.  


(3) 1In den Ortschaften wird 


ein Ortschaftsrat gewählt. 2Er 


besteht in den Ortschaften  


1. Dohndorf, Merzien und 


Wülknitz aus neun Mitgliedern,  


2. Arensdorf, Baasdorf und 


Löbnitz an der Linde aus sie-


ben Mitgliedern.  


    Unverändert  


§ 4 


Zuständigkeiten des Ort-


schaftsrates 


    Unverändert  


(1) 1Der Ortschaftsrat Merzien 


ist insbesondere bei folgenden 


Angelegenheiten, die die Ort-


    Unverändert  
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schaft betreffen, anzuhören:  


1. Benennung von Straßen, 


Wegen und Plätzen,  


2. Änderung des Flächennut-


zungsplanes, Aufstellung von 


Bebauungsplänen sowie Bau-


gestaltungssatzungen,  


3. Erlass, Aufhebung und Än-


derungen von Satzungen und 


Verordnungen,  


4. Bestellung des Ortswehrlei-


ters,  


5. Errichtung, wesentliche Än-


derung und Aufhebung von 


öffentlichen Einrichtungen,  


6. Pflege des Ortsbildes,  


7. Unterhaltung von Wirt-


schaftswegen,  


8. Pflege und Benutzung der 


Einrichtungen der Kultur und 


Gemeinschaftspflege, Sport-


anlagen, Kinderspielplätze und 


Grünanlagen,  


9. alle anderen Angelegenhei-


ten des eigenen Wirkungskrei-


ses der Ortschaft.  


2Der Ortschaftsrat Merzien 


verfügt jährlich eigenständig 


über 25,56 Euro je Einwohner. 
3Basis ist die Einwohnerzahl 


zum 30.06. des dem Haus-


haltsjahr vorangegangenen 


Jahres. 4Die Mittel sind für 


Veranstaltungen der Heimat-


pflege und Förderung des ört-


lichen Brauchtums, für Zu-


wendungen an Vereine, Ver-


bände und Organisationen, für 


Aufwendungen der sozialen 


Betreuung von Jugendgrup-


pen sowie für die Altenbetreu-
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ung insbesondere Renten-


weihnachtsfeier, Faschingsfei-


er, Kinderfeste, Drachenfest 


usw. zu verwenden sowie für 


re-präsentative Leistungen 


und Öffentlichkeitsarbeit. 5Bei 


Verkauf, Vermietung, Ver-


pachtung und der anderen 


Nutzung von Grundstücken, 


die durch die Eingliederung in 


das Vermögen der Stadt 


Köthen (Anhalt) eingebracht 


wurden, sind die Einwohner 


der Ortschaft Merzien bevor-


zugt, einschließlich Zehringen 


und Hohsdorf, zu berücksich-


tigen. 6Mit dem Ortschaftsrat 


ist diesbezüglich Einverneh-


men herzustellen. 


(2) Die Ortschaftsräte Arens-


dorf, Baasdorf, Dohndorf, 


Löbnitz an der Linde und Wül-


knitz sind insbesondere bei 


folgenden Angelegenheiten, 


die die Ortschaft betreffen, 


anzuhören:  


1. Benennung von Straßen, 


Wegen und Plätzen,  


2. Änderung des Flächennut-


zungsplanes, Aufstellung von 


Bebauungsplänen sowie Bau-


gestaltungssatzungen,  


3. Erlass, Aufhebung und Än-


derungen von Satzungen und 


Verordnungen,  


4. Bestellung des Ortswehrlei-


ters,  


5. Planung, Errichtung, und 


Schließung von öffentlichen 


Einrichtungen,  


6. Pflege des Ortsbildes,  


7. Um- und Ausbau sowie Un-


    Unverändert  
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terhaltung und Instandsetzung 


kulturellen und sozialer Ein-


richtungen, Sportanlagen, 


Kinderspielplätze und Grünan-


lagen, Straßen, Wege und 


Plätze.  


(3) 1Den Ortschaftsräten 


Arensdorf, Dohndorf, Löbnitz 


an der Linde und Wülknitz 


werden jährlich 9,00 Euro je 


Einwohner, dem Ortschaftsrat 


Baasdorf werden jährlich 


15,00 Euro je Einwohner für 


freiwillige Leistungen, die die 


Ortschaften betreffen, zur Ver-


fügung gestellt. 2Basis ist die 


Einwohnerzahl zum 30.06. des 


dem Haushaltsjahr vorange-


henden Jahres. 3Die in Satz 1 


genannten Beträge werden bis 


zum 31.12.2009 festgeschrie-


ben. 4Ab 2010 werden diese 


Beträge entsprechend der 


Haushaltslage der Stadt 


Köthen (Anhalt) jährlich neu 


fest-gesetzt, wobei ein Betrag 


von 5,00 Euro je Einwohner 


nicht unterschritten werden 


darf. 5Die Mittel sollen nach 


Maßgabe der Ansätze des 


Haushaltsplanes der Stadt 


Köthen (Anhalt) für folgende 


Maßnahmen verwandt wer-


den:  


1. Veranstaltungen der Hei-


matpflege und Förderung des 


örtlichen Brauchtums,  


2. Zuwendungen für Vereine, 


Verbände und Organisationen,  


3. Aufwendungen der sozialen 


Betreuung von Jugendgrup-


pen sowie Altenbetreuung, 


insbesondere für Rentnerfeier, 


Faschingsfeier, Kinderfeste, 


Drachenfeste und gemeindli-


che Veranstaltungen,  


    Unverändert  
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4. in den Ortschaften Arens-


dorf, Baasdorf, Dohndorf und 


Löbnitz an der Linde ferner für 


repräsentative Leistungen, 


Jubiläen, Ehrungen und Öf-


fentlichkeitsarbeit.  


(4) 1Die Ortschaftsräte ent-


scheiden über  


1. Verträge bis 20.000 Euro 


über die Nutzung von Grund-


stücken und beweglichem 


Vermögen der jeweiligen Ort-


schaft (bewegliches Vermö-


gen, welches durch die jewei-


lige Gemeinde eingebracht 


wurde),  


2. die Veräußerung von be-


weglichem Vermögen bis 


20.000 Euro (bewegliches 


Vermögen, welches durch die 


jeweilige Gemeinde einge-


bracht wurde).  


2Bei Verkauf, Vermietung, 


Verpachtung und einer ande-


ren Nutzung von beweglichem 


und nicht beweglichem Ver-


mögen, das durch die Einglie-


derung in das Vermögen der 


Stadt Köthen (Anhalt) einge-


bracht wurde, ist, soweit die 


abschließende Entschei-


dungskompetenz nicht beim 


Ortschaftsrat liegt, dieser vor-


her zu diesen Angelegenhei-


ten zu hören. 


    Unverändert  


III. ABSCHNITT 


ORGANE 


    Unverändert  


§ 5 


Stadtrat 


    Unverändert  


(1) Der Gemeinderat der Stadt 


Köthen (Anhalt) führt die Be-


zeichnung „Stadtrat“. 


    Unverändert  
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(2) 1Der Stadtrat wählt aus 


dem Kreis der ehrenamtlichen 


Mitglieder für die Dauer der 


Wahlperiode einen Vorsitzen-


den und mindestens zwei 


Stellvertreter; diese bilden den 


Stadtratsvorstand. 2Die Anzahl 


der Stellvertreter richtet sich 


nach der Anzahl der Fraktio-


nen zum Zeitpunkt der konsti-


tuierenden Sitzung. 3Werden 


keine Fraktionen gebildet, sind 


zwei Stellvertreter zu wählen. 
4Die Reihenfolge der Stellver-


treter richtet sich nach der 


Stimmenzahl; bei Stimmen-


gleichheit entscheidet das Los, 


das der Vorsitzende des 


Stadtrates zieht. 


 (2) 1Der Stadtrat wählt aus 


dem Kreis der ehrenamtli-


chen Mitglieder für die Dauer 


der Wahlperiode einen Vor-


sitzenden und mindestens 


zwei Stellvertreter; diese bil-


den den Stadtratsvorstand. 
2Jede Fraktion, die nicht 


den Stadtratsvorsitzenden 


stellt, ist berechtigt, einen 


Stellvertreter zu stellen. 
3Werden keine Fraktionen 


gebildet, sind zwei Stellver-


treter zu wählen. 4Die Rei-


henfolge der Stellvertreter 


richtet sich nach der Stim-


menzahl; bei Stimmengleich-


heit entscheidet das Los, das 


der Vorsitzende des Stadtra-


tes zieht. 


 1Der Stadtrat wählt aus dem 


Kreis der ehrenamtlichen 


Mitglieder für die Dauer der 


Wahlperiode einen Vorsit-


zenden und bis zu drei 


Stellvertreter, die jeweils 


nicht derselben und auch 


nicht der Fraktion des Vor-


sitzenden angehören. 2Die 


Reihenfolge der Stellvertreter 


richtet sich nach der bei der 


Wahl erzielten Stimmenzahl; 


bei Stimmengleichheit ent-


scheidet das Los, das der 


Vorsitzende des Stadtrates 


zieht. 


(2) 1Der Stadtrat wählt aus 


dem Kreis der ehrenamtlichen 


Mitglieder für die Dauer der 


Wahlperiode einen Vorsitzen-


den und drei Stellvertreter; 


diese bilden den Stadtratsvor-


stand. 2Die Anzahl der Stell-


vertreter richtet sich nach 


der Anzahl der Fraktionen 


zum Zeitpunkt der konstitu-


ierenden Sitzung. 3Werden 


keine Fraktionen gebildet, 


sind zwei Stellvertreter zu 


wählen. 2Die Reihenfolge der 


Stellvertreter richtet sich nach 


der Anzahl der bei der Wahl 


der Stellvertreter erzielten 


Stimmen; bei Stimmengleich-


heit entscheidet das Los, das 


der Vorsitzende des Stadtrates 


zieht. 3Werden die Stellvertre-


ter nach § 56 Abs. 5 KVG 


LSA in mehreren Wahlen 


gewählt, gehen die in frühe-


ren Wahlvorgängen gewähl-


ten Bewerber den in nach-


folgenden Wahlvorgängen 


Gewählten vor. 4Für die am-


tierende Wahlperiode bleiben 


die zum Zeitpunkt des In-


krafttretens dieser Satzung 


bereits gewählten Stellvertre-


ter unverändert im Amt, es 


sei denn, es findet ein Ab-


wahlverfahren im Sinne des 


§ 36 Abs. 2 Satz 2 KVG LSA 


statt.    


Es sollte eine Begrenzung der 


Anzahl der Stellvertreter auf 


ein „vernünftiges“ Maß ange-


strebt werden. Nach Ansicht 


von 030 wäre es jedoch unzu-


lässig, wenn nicht alle Mit-


glieder unabhängig einer et-


waigen Fraktionszugehörigkeit 


sich zur Wahl stellen könnten, 


da eine Wahl entsprechend § 


36 Abs. 2 KVG LSA zwingend 


einzuhalten ist und dabei der 


Grundsatz der Allgemeinheit 


gelten dürfte.  


 


Klarstellung  


 


 


 


 


Klarstellung 


 


 


 


 


Übergangsregelung   


(3) Bei Nichtanwesenheit des 


Vorsitzenden des Stadtrates 


nehmen die Stellvertreter in 


der gewählten Reihenfolge 


entsprechend ihrer Anwesen-


heit die Aufgabe des Vorsit-


    Unverändert  
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zenden wahr. 


(4) 1Der Vorsitzende und die 


Stellvertreter können jeweils 


mit der Mehrheit der Mitglieder 


des Stadtrates abgewählt 


werden. 2Eine Neuwahl hat 


unverzüglich zu erfolgen. 


    Unverändert  


(5) Die Frist gemäß § 43 Abs. 


3 Satz 3 KVG LSA, innerhalb 


der einem Mitglied des Stadt-


rates Auskunft zu erteilen ist, 


beträgt vier Wochen. 


 (5) Jedes ehrenamtliche 


Mitglied des Stadtrates hat 


das Recht, schriftlich, 


elektronisch oder in der 


Sitzung des Stadtrates und 


seiner Ausschüsse, denen 


es angehört, mündlich An-


fragen zu allen Angelegen-


heiten der Stadt und der 


Stadtverwaltung an den 


Oberbürgermeister zu rich-


ten; die Auskunft ist vom 


Oberbürgermeister zu ertei-


len.  


  (5) Jedes ehrenamtliche Mit-


glied des Stadtrates hat das 


Recht, schriftlich, elektro-


nisch oder in der Sitzung des 


Stadtrates und seiner Aus-


schüsse, denen es angehört, 


mündlich Anfragen zu allen 


Angelegenheiten der Stadt 


und der Stadtverwaltung an 


den Oberbürgermeister zu 


richten; die Auskunft ist vom 


Oberbürgermeister zu ertei-


len.  


Anpassung an § 43 Abs. 3 KVG 


LSA.  


  (6) Kann eine Anfrage wäh-


rend der Sitzung nicht un-


verzüglich mündlich be-


antwortet werden, hat der 


Oberbürgermeister die 


Auskunft binnen einer Frist 


von in der Regel einem 


Monat schriftlich zu ertei-


len. 


  (6) 1Kann eine Anfrage wäh-


rend der Sitzung nicht un-


verzüglich mündlich beant-


wortet werden, hat der Ober-


bürgermeister die Auskunft 


binnen einer Frist von in der 


Regel einem Monat schrift-


lich zu erteilen. 2Kann die 


Frist im Einzelfall bei erfor-


derlicher Mitwirkung beteilig-


ter Dritter nicht eingehalten 


werden, ist eine angemesse-


ne Verlängerung möglich. 
3Über die Gründe und die 


Verlängerung der Frist ist 


der Fragesteller schriftlich 


oder ggf. elektronisch zu 


unterrichten. 


 


Anpassung an § 43 Abs. 3 KVG 


LSA. 


 


 


 


 


 


Satz 2 und 3 aus Muster-


Hauptsatzung des SGSA über-


nommen  
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§ 6 


Ausschüsse des Stadtrates 


    Unverändert  


(1) Der Stadtrat bildet zur Er-


füllung seiner Aufgaben die 


folgenden ständigen Aus-


schüsse:  


1. als beschließende Aus-


schüsse  


a) den Hauptausschuss,  


b) den Bau-, Sanierungs- und 


Umweltausschuss,  


c) den Heimausschuss,  


2. als beratende Ausschüsse  


a) den Sozial- und Kulturaus-


schuss,  


b) den Rechnungsprüfungs-


ausschuss.  


 


(1) Der Stadtrat bildet zur 


Erfüllung seiner Aufgaben die 


folgenden ständigen Aus-


schüsse:  


1. als beschließende Aus-


schüsse  


a) den Hauptausschuss,  


b) den Bau- und Sanie-


rungsausschuss,  


c) den Heimausschuss,  


2. als beratende Ausschüsse  


a) den Kultur-, Sport-, Frei-


zeit- und Tourismusaus-


schuss,   


b) den Stadtentwicklungs-, 


Wirtschafts- und Umwelt-


ausschuss, 


c) den Sozial- und Bil-


dungsausschuss,  


d) den Rechnungsprüfungs-


ausschuss.  


(1) 1Der Stadtrat bildet zur 


Erfüllung seiner Aufgaben die 


folgenden ständigen Aus-


schüsse:  


1. als beschließende Aus-


schüsse  


a) den Beschwerde-, Haupt- 


und Finanzausschuss,   


b) den Bau-, Sanierungs-, 


Stadtentwicklungs- und 


Vergabeausschuss,  


c) den Ausschuss für Um-


welt, Wirtschaft, Verkehr 


und digitale Infrastruktur  


d) den Heimausschuss,  


2. als beratende Ausschüsse  


a) den Ausschuss für Schu-


le, Soziales, Jugend, Kultur 


und Sport,  


b) den Rechnungsprüfungs-


ausschuss. 


(1) Der Stadtrat bildet zur 


Erfüllung seiner Aufgaben die 


folgenden ständigen Aus-


schüsse:  


1. als beschließende Aus-


schüsse  


a) den Hauptausschuss,  


b) den Stadtentwicklungs- 


Wirtschafts- und Umwelt-


ausschuss,   


c) den Heimausschuss,  


2. als beratende Ausschüsse  


a) den Sozial-, Kinder, Ju-


gend- und Sportausschuss,  


b) den Rechnungsprüfungs-


ausschuss,  


c) den Kultur- und Touris-


musausschuss.  


 (1) Der Stadtrat bildet zur Erfül-


lung seiner Aufgaben die fol-


genden ständigen Ausschüsse:  


1. als beschließende Aus-


schüsse  


a) den Hauptausschuss,  


b) den Bau-, Sanierungs- und 


Umweltausschuss,  


c) den Heimausschuss,  


2. als beratender Ausschuss  


a) den Sozial- und Kulturaus-


schuss,  


b) den Rechnungsprüfungs-


ausschuss.  


 


Es wird vorgeschlagen an der 


Struktur der Ausschüsse 


nichts zu ändern; aus folgen-


den Gründen: 


1. Zusätzliche Ausschüsse 


bedeuten höhere Kosten. So 


kostet ein zusätzlicher Aus-


schuss pro Jahr ca. 4.000,00 


Euro. 


2. Die Abdeckung weiterer 


Ausschüsse durch die Verwal-


tung kollidiert mit der Fürsor-


gepflicht des Arbeitgebers für 


seine Beschäftigten hinsicht-


lich der einzuhaltenden Ar-


beitszeiten.  


(2) 1Der Hauptausschuss be-


steht aus zehn Stadträten und 


dem Oberbürgermeister als 


Vorsitzenden. 2Die Vertretung 


des Oberbürgermeisters be-


stimmt sich nach § 50 KVG 


LSA. 


(2) 1Der Hauptausschuss 


besteht aus elf Stadträten 


und dem Oberbürgermeis-


ter als Vorsitzenden. 
2Vorsitzender des Haupt-


ausschusses ist ein Stadt-


rat. 3Die Fraktion, die den 


Vorsitzenden stellt, be-


nennt auch den Vertreter 


für den Verhinderungsfall 


aus der Mitte der dem je-


weiligen Ausschuss ange-


hörenden Stadträten. 


 (2) 1Der Hauptausschuss 


besteht aus elf Stadträten 


und dem Oberbürgermeister 


als Vorsitzenden. 2Die Vertre-


tung des Oberbürgermeisters 


bestimmt sich nach § 50 KVG 


LSA. 


 Unverändert Hinsichtlich der Erhöhung der 


Zahl der Stadträte im HA be-


stehen Bedenken, da dies 


bedeuten würde, dass bei 12 


Mitgliedern eine Pattsituation 


eintreten kann.  


Die Regelung, dass der OB 


nicht mehr dem HA vorsitzt, 


dürfte unzulässig sein, da 


nach § 48 Abs. 2 KVG LSA der 


OB in der Regel den beschlie-


ßenden Ausschüssen vorsitzt. 


Nach Satz 2 kann (lediglich) 


festgelegt werden, dass ein 


ehrenamtliches Mitglied ei-


nem beschließenden Aus-


schuss, der ausdrücklich zu 
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bezeichnen ist, vorsitzt. Der 


OB ist bereits beim BSU nicht 


der Vorsitzende.  


(3) 1Der Bau-, Sanierungs- 


und Umweltausschuss besteht 


aus elf Stadträten. 
2Vorsitzender des Bau-, Sa-


nierungs- und Umweltaus-


schusses ist ein Stadtrat. 3Die 


Fraktion, die den Vorsitzenden 


stellt, benennt auch den Ver-


treter für den Verhinderungs-


fall aus der Mitte der dem je-


weiligen Ausschuss angehö-


renden Stadträten der Frakti-


on. 


(3) 1Der Bau- und Sanie-


rungsausschuss besteht 


aus elf Stadträten. 
2Vorsitzender des Bau- und 


Sanierungsausschusses ist 


ein Stadtrat. 3Die Fraktion, 


die den Vorsitzenden stellt, 


benennt auch den Vertreter 


für den Verhinderungsfall aus 


der Mitte der dem jeweiligen 


Ausschuss angehörenden 


Stadträten der Fraktion. 


 (3) 1Der Stadtentwicklungs-


, Wirtschafts- und Umwelt-


ausschuss besteht aus elf 


Stadträten. 2Vorsitzender des 


Stadtentwicklungs-, Wirt-


schafts- und Umweltaus-


schusses ist ein Stadtrat. 
3Die Fraktion, die den Vorsit-


zenden stellt, benennt auch 


den Vertreter für den Verhin-


derungsfall aus der Mitte der 


dem jeweiligen Ausschuss 


angehörenden Stadträten der 


Fraktion.  


 Unverändert  


(4) Die Zusammensetzung des 


Heimausschusses und der 


Vorsitz richten sich nach den 


Bestimmungen der Eigenbe-


triebssatzung für das Pflege-


heim der Stadt Köthen (An-


halt) vom 05.03.2014 (AmtsBl. 


03/2014) in der jeweils gelten-


den Fassung. 


Unverändert   unverändert  Unverändert  


(5) 1Der Sozial- und Kultur-


ausschuss besteht aus elf 


Stadträten und zehn sachkun-


digen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Sozial- und 


Kulturausschusses ist ein 


Stadtrat. 3Die Fraktion, die den 


Vorsitzenden stellt, benennt 


auch den Vertreter für den 


Verhinderungsfall aus der Mit-


te der dem jeweiligen Aus-


schuss angehörenden Stadträ-


ten der Fraktion. 


(5) 1Der Kultur-, Sport-, 


Freizeit und Tourismus-


ausschuss  besteht aus elf 


Stadträten und zehn sach-


kundigen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Sozial- 


und Kulturausschusses1 ist 


ein Stadtrat. 3Die Fraktion, 


die den Vorsitzenden stellt, 


benennt auch den Vertreter 


für den Verhinderungsfall aus 


der Mitte der dem jeweiligen 


Ausschuss angehörenden 


Stadträten der Fraktion. 


 (5) 1Der Sozial-, Kinder-, 


Jugend- und Sportaus-


schuss besteht aus elf Stadt-


räten und zehn sachkundigen 


Einwohnern. 2Vorsitzender 


des Sozial-, Kinder-, Ju-


gend- und Sportausschus-


ses ist ein Stadtrat. 3Die 


Fraktion, die den Vorsitzen-


den stellt, benennt auch den 


Vertreter für den Verhinde-


rungsfall aus der Mitte der 


dem jeweiligen Ausschuss 


angehörenden Stadträten der 


Fraktion.  


 Unverändert  


 (6) 1Der Stadtentwicklungs-


, Wirtschafts- und Umwelt-


     


                                                           
1 Gemeint ist sicherlich: Kultur-, Sport-, Freizeit und Tourismusausschuss. 
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ausschuss besteht aus elf 


Stadträten und zehn sach-


kundigen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Stadt-


entwicklungs-, Wirtschafts- 


und Umweltausschuss ist 


ein Stadtrat. 3Die Fraktion, 


die den Vorsitzenden stellt, 


benennt auch den Vertreter 


für den Verhinderungsfall 


aus der Mitte der dem je-


weiligen Ausschuss ange-


hörenden Stadträten. 


 (7) 1Der Sozial- und Bil-


dungsausschuss besteht 


aus elf Stadträten und zehn 


sachkundigen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Sozial- 


und Bildungsausschuss ist 


ein Stadtrat. 3Die Fraktion, 


die den Vorsitzenden stellt, 


benennt auch den Vertreter 


für den Verhinderungsfall 


aus der Mitte der dem je-


weiligen Ausschuss ange-


hörenden Stadträten. 


     


(6) 1Der Rechnungsprüfungs-


ausschuss besteht aus elf 


Stadträten und zehn sachkun-


digen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Rech-


nungsprüfungsausschusses ist 


ein Stadtrat. 3Die Fraktion, die 


den Vorsitzenden stellt, be-


nennt auch den Vertreter für 


den Verhinderungsfall aus der 


Mitte der dem jeweiligen Aus-


schuss angehörenden Stadträ-


ten der Fraktion. 


(8) 1Der Rechnungsprü-


fungsausschuss besteht aus 


elf Stadträten und zehn 


sachkundigen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Rech-


nungsprüfungsausschusses 


ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, 


die den Vorsitzenden stellt, 


benennt auch den Vertreter 


für den Verhinderungsfall aus 


der Mitte der dem jeweiligen 


Ausschuss angehörenden 


Stadträten der Fraktion. 


 Unverändert 


 


 wird gestrichen   


   (7) 1Der Kultur- und Tou-


rismusausschuss besteht 


aus elf Stadträten und zehn 


sachkundigen Einwohnern. 
2Vorsitzender des Kultur- 


und Tourismusausschuss 


ist ein Stadtrat. 3Die Frakti-
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on, die den Vorsitzenden 


stellt, benennt auch den 


Vertreter für den Verhinde-


rungsfall aus der Mitte der 


dem jeweiligen Ausschuss 


angehörenden Stadträten 


der Fraktion.  


(7) 1Soweit Ausschüsse durch 


Stadträte geleitet werden, rich-


tet sich die Verteilung dieser 


Ausschussvorsitze auf die im 


Stadtrat vertretenen Fraktio-


nen nach dem Höchstzahlver-


fahren. 2Die Benennung des 


Vorsitzenden erfolgt durch die 


zugriffsberechtigte Fraktion 


gegenüber dem Stadtratsvor-


sitzenden. 3Der Stadtratsvor-


sitzende informiert den Stadt-


rat. 


(9) 1Soweit Ausschüsse 


durch Stadträte geleitet wer-


den, richtet sich die Vertei-


lung dieser Ausschussvorsit-


ze auf die im Stadtrat vertre-


tenen Fraktionen nach dem 


Höchstzahlverfahren. 2Die 


Benennung des Vorsitzenden 


erfolgt durch die zugriffsbe-


rechtigte Fraktion gegenüber 


dem Stadtratsvorsitzenden. 
3Der Stadtratsvorsitzende 


informiert den Stadtrat. 


 (8) 1Soweit Ausschüsse 


durch Stadträte geleitet wer-


den, richtet sich die Vertei-


lung dieser Ausschussvorsit-


ze auf die im Stadtrat vertre-


tenen Fraktionen nach dem 


Höchstzahlverfahren. 2Die 


Benennung des Vorsitzenden 


erfolgt durch die zugriffsbe-


rechtigte Fraktion gegenüber 


dem Stadtratsvorsitzenden. 
3Der Stadtratsvorsitzende 


informiert den Stadtrat. 


 (6) 1Soweit Ausschüsse durch 


Stadträte geleitet werden, rich-


tet sich die Verteilung dieser 


Ausschussvorsitze auf die im 


Stadtrat vertretenen Fraktionen 


nach dem Höchstzahlverfah-


ren. 2Die Benennung des Vor-


sitzenden erfolgt durch die zu-


griffsberechtigte Fraktion ge-


genüber dem Stadtratsvorsit-


zenden. 3Der Stadtratsvorsit-


zende informiert den Stadtrat. 


 


(8) 1Der Hauptausschuss be-


rät in der Regel alle Angele-


genheiten, die der Stadtrat 


abschließend entscheidet oder 


die dem Stadtrat zur Kenntnis 


gebracht werden sollen. 2Der 


Hauptausschuss beschließt 


abschließend über:  


(10) 1Der Hauptausschuss 


berät in der Regel alle Ange-


legenheiten, die der Stadtrat 


abschließend entscheidet 


oder die dem Stadtrat zur 


Kenntnis gebracht werden 


sollen. 2Der Hauptausschuss 


beschließt abschließend 


über:  


 (9) 1Der Hauptausschuss 


berät in der Regel alle Ange-


legenheiten, die der Stadtrat 


abschließend entscheidet 


oder die dem Stadtrat zur 


Kenntnis gebracht werden 


sollen. 2Der Hauptausschuss 


beschließt abschließend 


über:  


 (7) 1Der Hauptausschuss berät 


in der Regel alle Angelegenhei-


ten, die der Stadtrat abschlie-


ßend entscheidet oder die dem 


Stadtrat zur Kenntnis gebracht 


werden sollen. 2Der Hauptaus-


schuss beschließt abschlie-


ßend über:  


 


1. die Koordinierung der Arbeit 


aller Ausschüsse in Streitfällen 


über Ausschusszuständigkei-


ten,  


1. die Koordinierung der Ar-


beit aller Ausschüsse in 


Streitfällen über Ausschuss-


zuständigkeiten,  


 unverändert  Unverändert  


2. die Durchführung von re-


präsentativen Veranstaltun-


gen, Messen, Ausstellungen 


und Kongressen, 


2. die Durchführung von re-


präsentativen Veranstaltun-


gen, Messen, Ausstellungen 


und Kongressen, 


 unverändert  Unverändert  


3. die Genehmigung von 


Dienstreisen mit einem zu 


erwartenden Kostenaufwand 


von über 1.000 Euro pro Per-


son, 


3. die Genehmigung von 


Dienstreisen mit einem zu 


erwartenden Kostenaufwand 


von über 1.000 Euro pro Per-


son, 


 unverändert  Unverändert  


4. Angelegenheiten des ab-


wehrenden Brandschutzes, 


4. Angelegenheiten des ab-


wehrenden Brandschutzes, 


 unverändert  Unverändert  
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5. Vergaben, soweit nicht im 


Rahmen dieser Satzung ande-


ren übertragen,  


5. Vergaben, soweit nicht im 


Rahmen dieser Satzung an-


deren übertragen,  


 unverändert  Unverändert  


6. Zuwendungen an Vereine, 


Verbände und wirtschaftliche 


Bereiche,  


6. Zuwendungen an Vereine, 


Verbände und wirtschaftliche 


Bereiche,  


 unverändert  Unverändert  


7. über den Jahresplan städ-


tepartnerschaftliche Angele-


genheiten und deren Ände-


rungen,  


7. über den Jahresplan städ-


tepartnerschaftliche Angele-


genheiten und deren Ände-


rungen,  


 unverändert  Unverändert  


8. die Ansiedlung von wirt-


schaftlichen Unternehmen,  


8. die Ansiedlung von wirt-


schaftlichen Unternehmen,  


 unverändert  Unverändert  


9. Vermögensangelegenheiten 


im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 


KVG LSA bis zu einer Wert-


grenze von 100.000 Euro au-


ßerhalb des Sanierungsgebie-


tes,  


9. Rechtsgeschäfte im Sin-


ne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG 


LSA bis zu einer Wertgrenze 


von 100.000 Euro außerhalb 


des Sanierungsgebietes, 


 unverändert  Unverändert  


 10. Rechtsgeschäfte gemäß 


§ 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG 


LSA,   


    Liegt derzeit in der Zuständig-


keit des Stadtrates und sollte 


dort auch aus Sicht der Ver-


waltung belassen werden.  


10. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 


der Laufbahngruppe 2, 1. Ein-


stiegsamt, sofern sie nicht 


kraft Gesetzes vorgegeben 


sind, im Einvernehmen mit 


dem Oberbürgermeister. 


11. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 


der Laufbahngruppe 2, 1. 


Einstiegsamt, sofern sie 


nicht kraft Gesetzes vorge-


geben sind, im Einverneh-


men mit dem Oberbürger-


meister. 


 Unverändert  Unverändert  


(9) 1Der Bau-, Sanierungs- 


und Umweltausschuss berät in 


der Regel über  


1. alle Angelegenheiten, die 


auf der Grundlage des Bauge-


setzbuches und anderer bau-


rechtlicher Vorschriften durch 


den Stadtrat entschieden wer-


den,  


2. alle Umweltangelegenhei-


ten, die in die Zuständigkeit 


des Stadtrates fallen,  


(11) 1Der Bau- und Sanie-


rungsausschuss berät in 


der Regel über alle Angele-


genheiten:  


1. alle Angelegenheiten, die 


auf der Grundlage des Bau-


gesetzbuches und anderer 


baurechtlicher Vorschriften 


durch den Stadtrat entschie-


den werden,  


2. alle Umweltangelegen-


heiten, die in die Zustän-


digkeit des Stadtrates fal-


 (10) 1Der Stadtentwick-


lungs-, Wirtschafts- und 


Umweltausschuss berät in 


der Regel über  


1. alle Angelegenheiten, die 


auf der Grundlage des Bau-


gesetzbuches und anderer 


baurechtlicher Vorschriften 


durch den Stadtrat entschie-


den werden,  


2. alle Umweltangelegen-


heiten, die in die Zustän-


digkeit des Stadtrates fal-


 (8) 1Der Bau-, Sanierungs- und 


Umweltausschuss berät in der 


Regel über  


1. alle Angelegenheiten, die 


auf der Grundlage des Bauge-


setzbuches und anderer bau-


rechtlicher Vorschriften durch 


den Stadtrat entschieden wer-


den,  


2. alle Umweltangelegenheiten, 


die in die Zuständigkeit des 


Stadtrates fallen,  
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3. Verkehrsentwicklungspla-


nungen.  


len,  


2. der Verkehrsentwick-


lungsplanungen, 


3. über geringfügige Ab-


weichungen vom Sanie-


rungsrahmenplan,  


4. über geringfügige Ab-


weichungen von Verkehrs-


planungen (insbesondere 


Verkehrsentwicklungsplan, 


Parkraumkonzepte), 


5. Vermögensangelegen-


heiten im Sinne von § 45 


Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis 


zu einer Wertgrenze von 


100.000 Euro innerhalb des 


Sanierungsgebietes, 


6. Förderung von Einzel-


maßnahmen in den Förder-


gebieten des Stadtumbaus, 


im Sanierungsgebiet und 


im Erhaltungssatzungsge-


biet „Innenstadt“ (Darlehen 


und Zuschüsse),  


7. Übertragung von Ord-


nungsmaßnahmen nach  


§ 147 BauGB und deren 


Finanzierung, 


8. Grundsatzentscheidun-


gen und allgemeine Richt-


linien im Zusammenhang 


mit Sanierungsverfahren,  


9. einzelne Abweichungen 


von den im Rahmenplan 


genannten Zielen der Sa-


nierung.  


len,2  


2. Verkehrsentwicklungspla-


nungen.  


3. Verkehrsentwicklungspla-


nungen.  


     2Dem Oberbürgermeister 


obliegt die Pflicht, den Bau-, 


Sanierungs- und Umwelt-


ausschuss über laufende 


Baugenehmigungsverfahren, 


In Umsetzung der VGH Mann-


heim (s.u.) Entscheidung soll 


durch eine interne Regelung 


sichergestellt werden, dass 


                                                           
2 Wurde aus Sicht von 030 ggf. versehentlich vergessen.  
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bei denen die Stadt Köthen 


(Anhalt) Baugenehmigungs-


behörde ist, bei für die Stadt- 


und Ortschaftsentwicklung 


besonders bedeutsamen 


Vorhaben zur Wahrnehmung 


der gemeindlichen Pla-


nungshoheit (§§ 14 und 15 


BauGB) unverzüglich zu in-


formieren.  


die Verwaltung über beson-


ders bedeutsame Vorhaben 


zur Wahrnehmung der ge-


meindlichen Planungshoheit 


informiert; die Zuständigkeit 


für die Entgegennahme der 


Information soll nach Ansicht 


der Verwaltung beim BSU 


liegen.  


2Der Bau-, Sanierungs- und 


Umweltausschuss entscheidet 


über folgende Vorgänge und 


Vorhaben:  


2Der Bau- und Sanierungs-


ausschuss entscheidet über 


folgende Vorgänge und Vor-


haben: 


 2Der Stadtentwicklungs-, 


Wirtschafts- und Umwelt-


ausschuss entscheidet über 


folgende Vorgänge und Vor-


haben:  


 3Der Bau-, Sanierungs- und 


Umweltausschuss entscheidet 


über folgende Vorgänge und 


Vorhaben:  


 


1. Vergaben von Bau- und 


Planungsaufträgen in einer 


Höhe bis 500.000 Euro,  


1. Vergaben von Bau- und 


Planungsaufträgen in einer 


Höhe bis 500.000 Euro,  


 1. die Aufgabenstellung für 


Vergaben sowie die Verga-


ben von Bau- und Planungs-


aufträgen in einer Höhe von 


10.000 Euro bis 500.000 


Euro, 


 Unverändert Wertgrenze von 10.000 EUR 


steht in Widerspruch zur Zu-


ständigkeit des OB (vgl. § 7 


Abs. 2 Nr. 2), die laut Antrag 


der SPD nicht geändert wer-


den soll. Zudem dürfte die 


Zulässigkeit der etwaigen 


Absenkung der Wertgrenze 


ohne Einverständnis des OB 


nicht zulässig sein (vgl. hierzu 


VG Magdeburg vom 


08.03.2017 – Az.: 9 A 881/16:  


„Diese gesetzlich vorgesehene 
Ermächtigung dient nämlich 
auch der Gewährleistung der 
Funktionsfähigkeit der Ratstä-
tigkeit. Darin kommt zum 
Tragen, dass der Gemeinde-
rat sich bei seiner Arbeit auf 
diejenigen Angelegenheiten 
beschränken soll, die ihrer 
Bedeutung nach wesentlich 
für die Gemeinde und ihre 
Einwohner sind. Die Erledi-
gung der Angelegenheiten im 
Übrigen hat durch den Bür-
germeister als dem Rat 
gleichrangig gegenüberste-
hendes Gemeindeorgan (vgl. 
§ 7 Abs. 1 KVG LSA) zu erfol-
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gen und führt durch die Fest-
legung von Wertgrenzen und 
der ausdrücklichen Übertra-
gung von Angelegenheiten zur 
alleinigen Erledigung zu - sat-
zungsrechtlich geschaffenen – 
weiteren organschaftlichen 
Rechten des Bürgermeisters, 
gegen deren Entzug er verwal-
tungsgerichtlichen Recht-
schutz in Anspruch nehmen 
kann.“ 


2. Planungsentwürfe städti-


scher Tief- und Hochbaumaß-


nahmen,  


2. Planungsentwürfe städti-


scher Tief- und Hochbau-


maßnahmen,  


 2. Planungsentwürfe städti-


scher Tief- und Hochbau-


maßnahmen,  


 Unverändert  


3. die planungsrechtliche Zu-


lässigkeit von Vorhaben ge-


mäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für  


a) die Errichtung von Wohn-


gebäuden mit mehr als drei 


Wohnungen oder einem anre-


chenbaren Bauwert gemäß 


Bauvorlagenverordnung über 


300.000 Euro,  


3. die planungsrechtliche 


Zulässigkeit von Vorhaben 


gemäß den §§ 31 bis 35 


BauGB für  


a) die Errichtung von Wohn-


gebäuden mit mehr als drei 


Wohnungen oder einem 


anrechenbaren Bauwert 


gemäß Bauvorlagenver-


ordnung über 300.000 Eu-


ro,  


 3. die planungsrechtliche 


Zulässigkeit von Vorhaben 


gemäß den §§ 31 bis 35 


BauGB für  


a) die Errichtung von Wohn-


gebäuden mit mehr als drei 


Wohnungen oder einem an-


rechenbaren Bauwert gemäß 


Bauvorlagenverordnung über 


300.000 Euro, 


 


 Unverändert Soweit die Voraussetzung für 


eine Befassung im BSU abge-


senkt werden sollen, wird 


darauf hingewiesen, dass dies 


in Zeiten knapper Personal-


ressourcen die Verwaltung für 


die Vor- und Nachbereitung 


der Sitzungen derart binden 


würde, dass eine Sacharbeit 


nicht mehr gewährleistet 


werden kann. Zudem wird 


nochmals auf die Entschei-


dung des VG Magdeburg vom 


08.03.2017 (s.o.) verwiesen.  


b) Nutzungsänderungen von 


gesamten Grundstücken bzw. 


Gebäuden, die die Gebietsch-


arakteristik gemäß BauNVO 


beeinflussen,  


b) alle Nutzungsänderungen 


von gesamten Grundstücken 


bzw. Gebäuden unabhängig 


von der Beeinflussung der 


Gebietscharakteristik ge-


mäß BauNVO,  


 b) Nutzungsänderungen von 


gesamten Grundstücken 


bzw. Gebäuden, die die Ge-


bietscharakteristik gemäß 


BauNVO beeinflussen,  


 Unverändert s.o. 


c) Vergnügungsstätten gemäß 


BauNVO,  


c) Vergnügungsstätten ge-


mäß BauNVO,  
 c) Vergnügungsstätten ge-


mäß BauNVO,  


 Unverändert  


d) die Errichtung von Stell-


platzanlagen für mehr als 20 


Stellplätze,  


d) die Errichtung von Stell-


platzanlagen für mehr als 20 


Stellplätze,  


 d) die Errichtung von Stell-


platzanlagen für mehr als 20 


Stellplätze,  


 Unverändert s.o. 


e) Vorhaben im Außenbereich, e) Vorhaben im Außenbe-


reich, 
 e) Vorhaben im Außenbe-


reich, 


 Unverändert  


 f) die Errichtung von Ein-


richtungen des Einzelhan-
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dels, die als nicht großflä-


chig gemäß § 11 Abs. 3 


BauNVO einzustufen sind,  


   soweit die Stadt Köthen 


(Anhalt) nicht zugleich 


(Bau-) Genehmigungsbe-


hörde ist, 


 soweit die Stadt Köthen (An-


halt) nicht zugleich (Bau-) 


Genehmigungsbehörde ist, 


Mit dieser Änderung wird die 


Entscheidung des VGH 


Mannheim vom 09.03.2012 - 1 


S 3326/11 – umgesetzt, wo-


nach in der kreisangehörigen 


Gemeinde, die zugleich untere 


Bauaufsichtsbehörde ist, die 


Organzuständigkeit für die 


bauplanungsrechtliche Zuläs-


sigkeit nach dem BauGB als 


Weisungsaufgabe des über-


tragenen Wirkungskreises in 


die (nicht entziehbare) Zu-


ständigkeit des Oberbürger-


meisters fällt (vgl. § 66 Abs. 4 


KVG LSA).  


 4. die sanierungsrechtliche 


Genehmigung gemäß § 144 


BauGB,  


    Hierbei handelt es sich um ein 
Geschäft der laufenden Ver-
waltung, für die der OB nach § 
66 Abs. 1 KVG LSA zu ständig 
ist. (vgl. BeckOK 
BauGB/Schmitz, 45. Ed. 
1.5.2019, BauGB § 144 Rn. 11: 
 
„Es bestehen keinerlei Beden-
ken, die Erteilung der Geneh-
migung als Geschäft der lau-
fenden Verwaltung einzuord-
nen.“ 


4. Ausnahmen von der Verän-


derungssperre gemäß § 14 


Abs. 2 BauGB,  


5. Ausnahmen von der Ver-


änderungssperre gemäß § 14 


Abs. 2 BauGB,  


 4. Ausnahmen von der Ver-


änderungssperre gemäß § 14 


Abs. 2 BauGB,  


 Unverändert  


5. Entscheidung über die Aus-


übung des Vorkaufsrechts der 


Gemeinde (§§ 24, 25 BauGB),  


6. Entscheidung über die 


Ausübung des Vorkaufs-


rechts der Gemeinde (§§ 24, 


25 BauGB),  


 5. Entscheidung über die 


Ausübung des Vorkaufs-


rechts der Gemeinde (§§ 24, 


25 BauGB),  


 Unverändert  


6. Ausnahmen und Befreiun-


gen von Festlegungen gültiger 


Bebauungspläne, Vorhaben- 


und Erschließungspläne sowie 


Abweichungen zu sonstigem 


Ortsrecht gemäß BauGB und 


BauO LSA soweit die Maß-


7. Ausnahmen und Befreiun-


gen von Festlegungen gülti-


ger Bebauungspläne, Vorha-


ben- und Erschließungspläne 


sowie Abweichungen zu 


sonstigem Ortsrecht gemäß 


BauGB und BauO LSA so-


 6. Ausnahmen und Befreiun-


gen von Festlegungen gülti-


ger Bebauungspläne, Vorha-


ben- und Erschließungspläne 


sowie Abweichungen zu 


sonstigem Ortsrecht gemäß 


BauGB und BauO LSA so-


 6. Ausnahmen und Befreiun-


gen von Festlegungen gültiger 


Bebauungspläne, Vorhaben- 


und Erschließungspläne sowie 


Abweichungen zu sonstigem 


Ortsrecht gemäß BauGB und 


BauO LSA soweit die Maß-
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nahmen nicht unter Zustän-


digkeit des Oberbürgermeis-


ters gemäß § 7 Abs. 2 Nrn. 17 


und 18 fallen,  


weit die Maßnahmen nicht 


unter Zuständigkeit des 


Oberbürgermeisters gemäß 


§ 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18 


fallen,  


weit die Maßnahmen nicht 


unter Zuständigkeit des 


Oberbürgermeisters gemäß § 


66 Abs. 4 KVG LSA bzw. § 


7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18 fal-


len,  


nahmen nicht unter Zuständig-


keit des Oberbürgermeisters 


gemäß § 66 Abs. 4 KVG LSA 


bzw. § 7 Abs. 2 Nrn. 18 und 


19 fallen,  


die Änderung unter Nr. 3; be-


zugnehmend auf die Ent-


scheidung des VGH Mann-


heim (aaO).  


 


7. Anlegung, Erweiterung, 


Unterhaltung und Pflege städ-


tischer Grün- und Waldflächen 


sowie Spielplätzen,  


8. Anlegung, Erweiterung, 


Unterhaltung und Pflege 


städtischer Grün- und Wald-


flächen sowie Spielplätzen,  


 7. Anlegung, Erweiterung, 


Unterhaltung und Pflege 


städtischer Grün- und Wald-


flächen sowie Spielplätzen,  


 Unverändert  


8. Ablösung von mehr als drei 


Stellplätzen gemäß der Stell-


platzablösesatzung,  


9. Ablösung von mehr als 


drei Stellplätzen gemäß der 


Stellplatzablösesatzung,  


 8. Ablösung von mehr als 


drei Stellplätzen gemäß der 


Stellplatzablösesatzung,  


 Unverändert  


9. städtebauliche Gebote ge-


mäß den §§ 176 bis 179 


BauGB, 


10. städtebauliche Gebote 


gemäß den §§ 176 bis 179 


BauGB, 


 9. städtebauliche Gebote 


gemäß den §§ 176 bis 179 


BauGB, 


 Unverändert  


10. Genehmigung von Anträ-


gen auf Baumfällungen gemäß 


Baumschutzsatzung für 


Baumgruppen, die einen Park 


bildenden und/oder das Stadt-


bild prägen, 


11. Genehmigung von Anträ-


gen auf Baumfällungen ge-


mäß Baumschutzsatzung für 


Baumgruppen, die einen 


Park bildenden und/oder das 


Stadtbild prägen, 


 10. Genehmigung von Anträ-


gen auf Baumfällungen ge-


mäß Baumschutzsatzung für 


Baumgruppen, die einen 


Park bildenden und/oder das 


Stadtbild prägen, 


 Unverändert  


11. Bezuschussung der Sanie-


rung von Denkmälern,  


12. Bezuschussung der Sa-


nierung von Denkmälern,  


 11. Bezuschussung der 


Sanierung von Denkmä-


lern,  


 Unverändert  


12. den Sanierungswirt-


schaftsplan, den Wirtschafts-


plan „Städtebaulicher Denk-


malschutz“ und die Wirt-


schaftspläne der Stadtumbau-


gebiete „Altstadt“, „Rüstern-


breite“ und „Wasserturm“ so-


weit der im Haushaltsplan je-


weils enthaltene Ansatz nicht 


überschritten wird, 


13. den Sanierungswirt-


schaftsplan, den Wirtschafts-


plan „Städtebaulicher Denk-


malschutz“ und die Wirt-


schaftspläne der Stadtum-


baugebiete „Altstadt“, „Rüs-


ternbreite“ und „Wasserturm“ 


soweit der im Haushaltsplan 


jeweils enthaltene Ansatz 


nicht überschritten wird, 


 12. den Sanierungswirt-


schaftsplan, den Wirtschafts-


plan „Städtebaulicher Denk-


malschutz“ und die Wirt-


schaftspläne der Stadtum-


baugebiete „Altstadt“, „Rüs-


ternbreite“ und „Wasserturm“ 


soweit der im Haushaltsplan 


jeweils enthaltene Ansatz 


nicht überschritten wird, 


 Unverändert  


13. geringfügige Abweichun-


gen vom Sanierungsrahmen-


plan,  


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 3  


 13. geringfügige Abweichun-


gen vom Sanierungsrahmen-


plan,  


 Unverändert  


14. geringfügige Abweichun-


gen von Verkehrsplanungen 


(insbesondere Verkehrsent-


wicklungsplan, Parkraumkon-


zepte),  


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 4  


 14. geringfügige Abweichun-


gen von Verkehrsplanungen 


(insbesondere Verkehrsent-


wicklungsplan, Parkraum-


konzepte),  


 Unverändert  
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15. Empfehlungen zur Ausge-


staltung und Umsetzung der 


Verkehrsplanung,  


  15. Empfehlungen zur Aus-


gestaltung und Umsetzung 


der Verkehrsplanung,  


 Unverändert  


16. Vermögensangelegenhei-


ten im Sinne von § 45 Abs. 2 


Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro 


innerhalb des Sanierungsge-


bietes,  


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 5  


 16. Vermögensangelegenhei-


ten im Sinne von § 45 Abs. 2 


Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Eu-


ro innerhalb des Sanierungs-


gebietes,  


 Unverändert  


17. Förderung von Einzel-


maßnahmen in den Förderge-


bieten des Stadtumbaus, im 


Sanierungsgebiet und im Er-


haltungssatzungsgebiet „In-


nenstadt“ (Darlehen und Zu-


schüsse), 


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 6  


 17. Förderung von Einzel-


maßnahmen in den Förder-


gebieten des Stadtumbaus, 


im Sanierungsgebiet und im 


Erhaltungssatzungsgebiet 


„Innenstadt“ (Darlehen und 


Zuschüsse), 


 Unverändert  


18. Übertragung von Ord-


nungsmaßnahmen nach § 147 


BauGB und deren Finanzie-


rung,  


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 7  


 18. Übertragung von Ord-


nungsmaßnahmen nach 


§ 147 BauGB und deren Fi-


nanzierung,  


 Unverändert  


19. Grundsatzentscheidungen 


und allgemeine Richtlinien im 


Zusammenhang mit Sanie-


rungsverfahren, 


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 8  


 19. Grundsatzentscheidun-


gen und allgemeine Richtli-


nien im Zusammenhang mit 


Sanierungsverfahren, 


 Unverändert  


20. einzelne Abweichungen 


von den im Rahmenplan ge-


nannten Zielen der Sanierung. 


verschoben in Beratung nach 


Satz 1 Nr. 9  


 20. einzelne Abweichungen 


von den im Rahmenplan ge-


nannten Zielen der Sanie-


rung, 


 Unverändert  


   21. sämtliche Belange, die 


wirtschaftliche Ansiedlun-


gen und Neugründungen 


betreffen. 


  Aus Sicht von 030 Konflikt zur 


Zuständigkeit des HA nach 


Abs. (9-SPD) Nr. 8, der laut 


Antrag der SPD unverändert 


bleiben soll. 


(10) Der Sozial- und Kultur-


ausschuss berät in Angele-


genheiten der Stadt Köthen 


(Anhalt) in der Regel über  


(12) Der Kultur-, Sport-, 


Freizeit- und Tourismus-


ausschuss berät in Angele-


genheiten der Stadt Köthen 


(Anhalt) in der Regel über  


 (11) Der Sozial-, Kinder-, 


Jugend- und Sportaus-


schuss berät in Angelegen-


heiten der Stadt Köthen (An-


halt) in der Regel über  


 (9) Der Sozial- und Kulturaus-


schuss berät in Angelegenhei-


ten der Stadt Köthen (Anhalt) 


in der Regel über  


 


1. kulturelle Veranstaltungen,  1. kulturelle Veranstaltungen,   gestrichen  Unverändert  


 2. die Durchführung von 


repräsentativen Veranstal-


tungen, Messen, Ausstel-
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lungen und Kongressen,  


2. Zuwendungen für kulturelle, 


sportliche und soziale Zwecke 


aus Haushaltsmitteln der Stadt 


Köthen (Anhalt),  


3. Zuwendungen für kulturel-


le, sportliche und touristi-


sche Zwecke aus Haus-


haltsmitteln der Stadt Köthen 


(Anhalt),  


 1. Zuwendungen für kulturel-


le, sportliche und soziale 


Zwecke aus Haushaltsmitteln 


der Stadt Köthen (Anhalt), 


 Unverändert  


   2. Anlegung, Erweiterung, 


Unterhaltung und Pflege 


städtischer Spielplätze,   


   


3. die Auswahl und Anschaf-


fung von Kunstwerken,  


gestrichen  Gestrichen  Unverändert  


 4. über den Jahresplan 


städtepartnerschaftliche 


Angelegenheiten und deren 


Änderungen,  


     


4. die Pflege der Zusammen-


arbeit mit Kultur- und Sport-


vereinen,  


5. die Pflege der Zusammen-


arbeit mit Kultur- und Sport-


vereinen,  


 3. die Pflege der Zusammen-


arbeit mit Kultur- und Sport-


vereinen,  


 Unverändert  


   4. die Klärung von Angele-


genheiten des städtischen 


Jugendclubs,  


  Doppelt vorhanden (vgl. Nr. 


19 SPD in diesem Absatz)  


5. den Neubau und die Unter-


haltung von städtischen Frei-


zeit-, Kultur- und Sportstätten,  


6. den Neubau und die Un-


terhaltung von städtischen 


Freizeit-, Kultur- und Sport-


stätten, 


 5. den Neubau und die Un-


terhaltung von städtischen 


Freizeit-, Kultur- und Sport-


stätten,  


 Unverändert  


6. die Belegung städtischer 


Freizeit- und Sporteinrichtun-


gen,  


7. die Belegung städtischer 


Freizeit- und Sporteinrichtun-


gen,  


 6. die Belegung städtischer 


Freizeit- und Sporteinrich-


tungen, 


 Unverändert  


 8. Anlegung, Erweiterung, 


Unterhaltung von städti-


scher Spielplätze, 


     


7. den Erhalt und die Förde-


rung kultureller Einrichtungen 


sowie der Sportstätten,  


9. den Erhalt und die Förde-


rung kultureller Einrichtungen 


sowie der Sportstätten,  


 7. den Erhalt und die Förde-


rung kultureller Einrichtun-


gen sowie der Sportstätten,  


 Unverändert  


 10. Bezuschuss der Sanie-


rung von Denkmälern,  


     


 11. Anbindung an Radwan-


derwege unter dem Aspekt 


des Tourismus,  


     


8. Vorschläge für den Ab-


schluss von Partnerschaftsbe-


12. Vorschläge für den Ab-


schluss von Partnerschafts-


 8. Vorschläge für den Ab-


schluss von Partnerschafts-


 Unverändert  
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ziehungen zur Förderung der 


europäischen Integration, zu 


den Jahresaktivitäten in part-


nerschaftlichen Beziehungen 


und Vorbereitung von einzel-


nen Veranstaltungen in die-


sem Zusammenhang,  


beziehungen zur Förderung 


der europäischen Integration, 


zu den Jahresaktivitäten in 


partnerschaftlichen Bezie-


hungen und Vorbereitung von 


einzelnen Veranstaltungen in 


diesem Zusammenhang,  


beziehungen zur Förderung 


der europäischen Integration, 


zu den Jahresaktivitäten in 


partnerschaftlichen Bezie-


hungen und Vorbereitung von 


einzelnen Veranstaltungen in 


diesem Zusammenhang,  


9. die Verteilung von Zuwen-


dungen an Verbände und Ver-


eine im Sozial- und Jugendbe-


reich,  


  9. die Verteilung von Zuwen-


dungen an Verbände und 


Vereine im Sozial- und Ju-


gendbereich,  


 Unverändert  


10. soziale Probleme von 


Hilfsbedürftigen,  


  10. soziale Probleme von 


Hilfsbedürftigen,  


 Unverändert  


11. Obdachlosenangelegen-


heiten,  


  11. Obdachlosenangelegen-


heiten,  


 Unverändert  


12. Angelegenheiten der Al-


tenhilfe und -pflege,  


  gestrichen  Gestrichen Hierfür gibt es einen speziel-


len Ausschuss.  


13. Angelegenheiten der städ-


tischen Kindertageseinrichtun-


gen,  


  13. Angelegenheiten der 


städtischen Kindertagesein-


richtungen,  


 12. Angelegenheiten der städ-


tischen Kindertageseinrichtun-


gen,  


 


14. Angelegenheiten der städ-


tischen Schulen und Schulhor-


te,  


  14. Angelegenheiten der 


städtischen Schulen und 


Schulhorte,  


 13. Angelegenheiten der städ-


tischen Schulen und Schulhor-


te,  


 


15. den An-, Um- und Neubau 


von städtischen Schulen und 


Kindertageseinrichtungen,  


  15. den An-, Um- und Neu-


bau von städtischen Schulen 


und Kindertageseinrichtun-


gen,  


 14. den An-, Um- und Neubau 


von städtischen Schulen und 


Kindertageseinrichtungen,  


 


16. städtische Spielplatzkon-


zeption und Neugestaltung 


von Spielplätzen sowie Aus-


wahl der Standorte,  


13. städtische Spielplatzkon-


zeption und Neugestaltung 


von Spielplätzen sowie Aus-


wahl der Standorte.  


 16. städtische Spielplatzkon-


zeption und Neugestaltung 


von Spielplätzen sowie Aus-


wahl der Standorte,  


 15. städtische Spielplatzkon-


zeption und Neugestaltung von 


Spielplätzen sowie Auswahl 


der Standorte,  


 


17. die Umgestaltung von Au-


ßenanlagen in städtischen 


Sozial- und Jugendeinrichtun-


gen,  


  17. die Umgestaltung von 


Außenanlagen in städtischen 


Sozial- und Jugendeinrich-


tungen,  


 16. die Umgestaltung von Au-


ßenanlagen in städtischen So-


zial- und Jugendeinrichtungen,  


 


18. die örtliche Jugendfreizeit-


angebote und deren Förde-


rung. 


  18. die örtliche Jugendfrei-


zeitangebote und deren För-


derung, 


 17. die örtliche Jugendfreizeit-


angebote und deren Förde-


rung, 


 


   19. Angelegenheiten des 


städtischen Jugendclubs,  


 18. Angelegenheiten des 


städtischen Jugendclubs,  


 


   20. Angelegenheiten des  19. Angelegenheiten des  
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Tierparks,  Tierparks,  


     20. Angelegenheiten des Ört-


lichen Teilhabemanagements 


der Stadt Köthen (Anhalt),  


 


     21. Angelegenheiten der Se-


niorenvertretung der Stadt 


Köthen (Anhalt). 


 


 (13) Der Stadtentwicklungs-


, Wirtschafts- und Umwelt-


ausschuss berät in der Re-


gel über alle Angelegenhei-


ten: 


1. alle Umweltangelegen-


heiten, die in die Zustän-


digkeit des Stadtrates fal-


len,  


2. Verkehrsentwicklungs-


planungen,  


3. die Ansiedlung von wirt-


schaftlichen Unternehmen, 


4. Anlegung, Erweiterung, 


Unterhaltung und Pflege 


städtischer Grün- und 


Waldflächen, 


5. Empfehlungen zur Aus-


gestaltung und Umsetzung 


der Verkehrsplanung,  


6. Genehmigung von An-


trägen auf Baumfällungen 


gemäß Baumschutzsat-


zung für Baumgruppen, die 


einen Park bilden und/oder 


das Stadtbild prägen,  


7. Bekämpfungsplan von 


Neophyten,  


8. Nutzungsänderungen 


von gesamten Grundstü-


cken bzw. Gebäuden, die 


die Gebietscharakteristik 


gemäß BauNVO beeinflus-


sen,  
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9. Entwicklung eines Kon-


zeptes für die Erhöhung 


der Attraktivität der Innen-


stadt,  


10. Entwicklung von Kon-


zepten zur Barrierefreiheit, 


11. Erstellung eines Kon-


zeptes zur Erhöhung des 


Straßengrüns im gesamten 


Stadtbereich.   


 (14) Der Sozial- und Bil-


dungsausschuss berät in 


der Regel über alle Angele-


genheiten: 


1. die Verteilung von Zu-


wendungen an Verbände 


und Vereine im Sozial- und 


Jugendbereich,  


2. soziale Probleme von 


Hilfsbedürftigen, 


3. Obdachlosenangelegen-


heiten,  


4. Angelegenheiten der 


Altenhilfe und –pflege,  


5. Zuwendungen für soziale 


Zwecke aus den Haus-


haltsmitteln der Stadt 


Köthen (Anhalt), 


6. Angelegenheiten der 


städtischen Kindertages-


einrichtungen,  


7. Angelegenheiten der 


städtischen Schulen und 


Schulhorte,  


8. den An-, Um- und Neu-


bau von städtischen Schu-


len und Kindertagesein-


richtungen,  


9. die Umgestaltung von 


Außenanlagen in städti-


schen Sozial- und Jugend-
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einrichtungen, 


10. die örtlichen Jugend-


freizeitangebote und deren 


Förderung.  


(11) Der Rechnungsprüfungs-


ausschuss berät in der Regel 


über  


1. die Entgegennahme der 


Jahresrechnung und die Ent-


lastung des Oberbürgermeis-


ters für die Haushaltsdurchfüh-


rung,  


2. die Stellungnahme zum 


Prüfergebnis der überörtlichen 


Prüfung sowie eine Stellung-


nahme zum Prüfbericht über 


die Jahresabschlussprüfung 


der Eigenbetriebe,  


3. die Gegenstände der Rech-


nungsprüfungsordnung der 


Stadt Köthen (Anhalt) in der 


jeweils geltenden Fassung.  


(15) Der Rechnungsprü-


fungsausschuss berät in der 


Regel über  


1. die Entgegennahme der 


Jahresrechnung und die Ent-


lastung des Oberbürgermeis-


ters für die Haushaltsdurch-


führung,  


2. die Stellungnahme zum 


Prüfergebnis der überörtli-


chen Prüfung sowie eine 


Stellungnahme zum Prüfbe-


richt über die Jahresab-


schlussprüfung der Eigenbe-


triebe,  


3. die Gegenstände der 


Rechnungsprüfungsordnung 


der Stadt Köthen (Anhalt) in 


der jeweils geltenden Fas-


sung.  


 (12) Der Rechnungsprü-


fungsausschuss berät in der 


Regel über  


1. die Entgegennahme der 


Jahresrechnung und die Ent-


lastung des Oberbürgermeis-


ters für die Haushaltsdurch-


führung,  


2. die Stellungnahme zum 


Prüfergebnis der überörtli-


chen Prüfung sowie eine 


Stellungnahme zum Prüfbe-


richt über die Jahresab-


schlussprüfung der Eigenbe-


triebe,  


3. die Gegenstände der 


Rechnungsprüfungsordnung 


der Stadt Köthen (Anhalt) in 


der jeweils geltenden Fas-


sung.  


 Wird gestrichen   


   (13) Der Kultur- und Tou-


rismusausschuss berät in 


Angelegenheit der Stadt 


Köthen (Anhalt) über  


1. kulturelle Veranstaltun-


gen der Stadt Köthen (An-


halt),  


2. Zuwendungen für kultu-


relle Zwecke aus Haus-


haltsmitteln der Stadt 


Köthen (Anhalt),  


3. Bezuschussung der Sa-


nierung von Denkmälern,  


4. die Auswahl und An-


schaffung von Kunstwer-


ken,  


5. die Pflege der Zusam-


menarbeit mit Kulturinitia-
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tiven und -vereinen,  


6. den Neubau und die Un-


terhaltung von städtischen 


Freizeit- und Kultureinrich-


tungen,  


7. die Erstellung und Um-


setzung des Tourismus-


konzeptes,  


8. Vorschläge für den Ab-


schluss von Städtepartner-


schaften, die Pflege der 


partnerschaftlichen Bezie-


hungen sowie die Vorberei-


tung von Veranstaltungen 


in diesem Zusammenhang,  


9. Erweiterung und Verän-


derung von Mobilitätsan-


geboten zur Erreichbarkeit 


kultureller Veranstaltungen 


und Kulturstätten. 


(12) Die Information über die 


Beschlüsse der beschließen-


den Ausschüsse erfolgt über 


die Verteilung der Protokolle 


an alle Stadträte. 


(16) Die Information über die 


Beschlüsse der beschließen-


den Ausschüsse erfolgt über 


die Verteilung der Protokolle 


an alle Stadträte. 


 (14) Die Information über die 


Beschlüsse der beschließen-


den Ausschüsse erfolgt über 


die Verteilung der Protokolle 


an alle Stadträte. 


 (10) Die Information über die 


Beschlüsse der beschließen-


den Ausschüsse erfolgt über 


die Verteilung der Protokolle an 


alle Stadträte. 


 


  (13) Auf Antrag eines Vier-


tels der Mitglieder eines 


beschließenden Ausschus-


ses ist eine Angelegenheit 


dem Stadtrat zur Be-


schlussfassung zu unter-


breiten. 


  (11) Auf Antrag eines Viertels 


der Mitglieder eines be-


schließenden Ausschusses 


ist eine Angelegenheit dem 


Stadtrat zur Beschlussfas-


sung zu unterbreiten. 


 


§ 7 


Zuständigkeiten des Ober-


bürgermeisters 


§ 7 


Zuständigkeiten des Ober-


bürgermeisters 


   Unverändert  


(1) Geschäfte der laufenden 


Verwaltung im Sinne des § 66 


Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind 


diejenigen, die nicht von 


grundsätzlicher, über den Ein-


zelfall hinausgehender Bedeu-


tung sind und deshalb keine 


besondere Beurteilung erfor-


Unverändert     Unverändert  
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dern, sondern die mit einer 


gewissen Regelmäßigkeit 


wiederkehren, nach festste-


henden Verwaltungsregeln 


erledigt werden und für die 


Stadt Köthen (Anhalt) sachlich 


und finanziell nicht von erheb-


licher Bedeutung sind. 


(2) Im eigenen Wirkungskreis 


der Stadt Köthen (Anhalt) ent-


scheidet der Oberbürgermeis-


ter insbesondere über  


(2) Im eigenen Wirkungskreis 


der Stadt Köthen (Anhalt) 


entscheidet der Oberbürger-


meister insbesondere über  


   unverändert  


 1. die Beantragung und 


Weitergabe von Fördermit-


teln aller Art,  


     


1. die nach feststehenden Ta-


rifen, Richtlinien, Ordnungen 


und Satzungen abzuschlie-


ßenden Geschäfte des tägli-


chen Verkehrs, 


2. die nach feststehenden 


Tarifen, Richtlinien, Ordnun-


gen und Satzungen abzu-


schließenden Geschäfte des 


täglichen Verkehrs, 


   unverändert  


2. die Vergabe von Lieferun-


gen und Leistungen bis 25.000 


Euro,  


3. die Vergabe von Lieferun-


gen und Leistungen bis 5.000 


Euro, 


   unverändert Eine Absenkung der Wert-


grenzen ist rechtlich nicht 


zulässig (vgl. hierzu VG Mag-


deburg vom 08.03.2017 – Az.: 


9 A 881/16 – s.o.).  


3. Geschäfte oder andere 


Maßnahmen, bei denen im 


Einzelfall folgende Wertgren-


zen (ohne Steuer) nicht über-


schritten werden:  


a) Stundungen bis zu drei Mo-


naten unbegrenzt, im Übrigen 


bis zu 15.000 Euro je Forde-


rung und Abrechnungszeit-


raum,  


b) Niederschlagung, bis zu 


5.000 Euro je Forderung und 


Abrechnungszeitraum,  


c) Erlass bis zu 2.500 Euro je 


Forderung und Abrechnungs-


zeitraum,  


d) kurzfristige Vereinbarungen 


über die Nutzung städtischer 


4. Geschäfte oder andere 


Maßnahmen, bei denen im 


Einzelfall folgende Wertgren-


zen (ohne Steuer) nicht über-


schritten werden:  


a) Stundungen bis zu drei 


Monaten unbegrenzt, im Üb-


rigen bis zu 5.000 Euro je 


Forderung und Abrech-


nungszeitraum,  


b) Niederschlagung, bis zu 


5.000 Euro je Forderung und 


Abrechnungszeitraum,  


c) Erlass bis zu 1.000 Euro je 


Forderung und Abrech-


nungszeitraum,  


d) kurzfristige Vereinbarun-


gen über die Nutzung städti-


   unverändert s.o. 
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Liegenschaften (Laufzeit unter 


fünf Jahren),  


e) Abschluss von gerichtlichen 


und außergerichtlichen Ver-


gleichen bis zu einem Nach-


gebensbetrag in Personalan-


gelegenheiten von 15.000 


Euro in allen übrigen Rechts-


streitigkeiten bis 50.000 Euro, 


scher Liegenschaften (Lauf-


zeit bis zu einem Jahr),  


e) Abschluss von gerichtli-


chen und außergerichtlichen 


Vergleichen bis zu einem 


Nachgebensbetrag in Perso-


nalangelegenheiten von 


5.000 Euro in allen übrigen 


Rechtsstreitigkeiten bis 5.000 


Euro, 


4. die Heranziehung zu kom-


munalen Abgaben,  


5. die Heranziehung zu 


kommunalen Abgaben,  


   unverändert  


5. Löschungsbewilligungen, 


Abtretungserklärungen und 


Vorrangseinräumungen bis 


25.000 Euro, 


6. Löschungsbewilligungen, 


Abtretungserklärungen und 


Vorrangseinräumungen bis 


5.000 Euro, 


   unverändert s.o. 


6. die Erteilung von Prozess-


vollmachten und die Einlegung 


von Rechtsbehelfen bzw. Er-


hebung von Klagen für 


Rechtsstreitigkeiten, die für die 


Stadt von nicht erheblicher 


Bedeutung sind,  


gestrichen     unverändert Führen von Rechtsstreitigkei-


ten, die für die Stadt keine 


wesentliche Bedeutung (vgl. 


§ 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA) 


haben, unterliegen nach § 60 


Abs. 1 KVG LSA der Zuständig-


keit des OB als gesetzlicher 


Vertreter (vgl. VG Magdeburg 


vom 08.03.2017 – Az.: 9 A 


881/16 – s.o.:  


„Gleiches gilt für die ange-


strebte Neuregelung der Zu-


ständigkeit für das Führen von 


Rechtsstreitigkeiten; denn 


dies steht in der alleinigen - 


gesetzlichen - Kompetenz des 


Bürgermeisters als gesetzli-


chem Vertreter der Gemeinde 


(§ 60 Abs. 2 KVG LSA), so dass 


diesbezügliche Regelungen in 


einer Hauptsatzung geeignet 


sein können, die Rechte der 


Bürgermeisterin zu verletzen.“ 


7. Auszahlungen, soweit die 


Summe und der Zuschuss-


empfänger im Haushaltsplan 


genau definiert sind,  


7. Auszahlungen, soweit die 


Summe und der Zuschuss-


empfänger im Haushaltsplan 


genau definiert sind,  


   unverändert  
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8. die planungsrechtliche Zu-


lässigkeit von Vorhaben ge-


mäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für  


a) die Errichtung von Wohn-


gebäuden bis zu drei Woh-


nungen oder einem anrechen-


baren Bauwert gemäß Bauvor-


lagenverordnung bis zu 


300.000 Euro,  


b) die Errichtung von Anlagen 


für gewerbliche, kulturelle, 


kirchliche, soziale, gesundheit-


liche und sportliche Zwecke 


mit einem anrechenbaren 


Bauwert gemäß Bauvorla-


genverordnung bis zu 300.000 


Euro,  


c) Nutzungsänderungen von 


Grundstücken und baulichen 


Anlagen, die die Gebietscha-


rakteristik gemäß der BauNVO 


nicht beeinflussen,  


d) die Errichtung von Einrich-


tungen des Einzelhandels, die 


nicht als großflächig gemäß § 


11 Abs. 3 BauNVO einzustu-


fen sind,  


e) die Errichtung von Stell-


platzanlagen bis zu 20 Stell-


plätzen,  


gestrichen    unverändert  


9. Genehmigungen nach den 


§§ 172, 173 BauGB,  


gestrichen    unverändert Hierbei handelt es sich um ein 


Geschäft der laufenden Ver-


waltung, wofür der OB nach 


§ 66 Abs. 1 KVG LSA zuständig 


ist. 


10. die Ablösung von bis zu 


drei Stellplätzen gemäß der 


Stellplatzablösesatzung,  


gestrichen    unverändert Hierbei handelt es sich um ein 


Geschäft der laufenden Ver-


waltung, wofür der OB nach 


§ 66 Abs. 1 KVG LSA zuständig 


ist. 


11. die sanierungsrechtliche 


Genehmigung gemäß § 144 


gestrichen    unverändert Hierbei handelt es sich um ein 


Geschäft der laufenden Ver-
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BauGB,  waltung, wofür der OB nach 


§ 66 Abs. 1 KVG LSA zuständig 


ist.  


12. Rechtsgeschäfte gemäß § 


45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, die 


im Einzelfall eine Wertgrenze 


von 30.000 Euro nicht über-


schreiten,  


gestrichen    unverändert Hinsichtlich der etwaigen 


Streichung dieser Nummer 


wird wiederholt auf die Ent-


scheidung des VG Magdeburg 


vom 07.03.2017 (s.o.) verwie-


sen.  


13. Rechtsgeschäfte gemäß § 


45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, die 


im Einzelfall eine Wertgrenze 


von 10.000 Euro nicht über-


schreiten,  


gestrichen    unverändert Hinsichtlich der etwaigen 


Streichung dieser Nummer 


wird wiederholt auf die Ent-


scheidung des VG Magdeburg 


vom 07.03.2017 (s.o.) verwie-


sen. 


14. Verträge der Stadt Köthen 


(Anhalt) mit ehrenamtlichen 


Mitgliedern der Vertretung, 


sonstigen Mitgliedern von 


Ausschüssen, von Ortschafts-


räten, mit dem Ortsvorsteher 


oder mit dem Hauptverwal-


tungsbeamten, wenn es sich 


um Verträge aufgrund einer 


förmlichen Ausschreibung 


oder um Geschäfte der lau-


fenden Verwaltung handelt 


deren Vermögenswert einen 


Betrag von 2.500 Euro nicht 


übersteigt gemäß § 45 Abs. 2 


Nr. 13 KVG LSA,  


8. Verträge der Stadt Köthen 


(Anhalt) mit ehrenamtlichen 


Mitgliedern der Vertretung, 


sonstigen Mitgliedern von 


Ausschüssen, von Ort-


schaftsräten, mit dem Orts-


vorsteher oder mit dem 


Hauptverwaltungsbeamten, 


wenn es sich um Verträge 


aufgrund einer förmlichen 


Ausschreibung oder um Ge-


schäfte der laufenden Ver-


waltung handelt deren Ver-


mögenswert einen Betrag 


von 500 Euro nicht übersteigt 


gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 13 


KVG LSA,  


   unverändert s.o. 


15. nicht erhebliche über- oder 


außerplanmäßige Aufwendun-


gen und Auszahlungen (§ 105 


Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie 


nicht erhebliche über- oder 


außerplanmäßige Verpflich-


tungsermächtigungen (§§ 45 


Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG 


LSA) bis 30.000 Euro im Ein-


zelfall; ferner über- und au-


ßerplanmäßige Mehrbedarfe 


im Rahmen der Jahresab-


schlussbuchungen (innerbe-


9. nicht erhebliche über- oder 


außerplanmäßige Aufwen-


dungen und Auszahlungen (§ 


105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) 


sowie nicht erhebliche über- 


oder außerplanmäßige Ver-


pflichtungsermächtigungen 


(§§ 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 


5 KVG LSA) bis 1.000 Euro 


im Einzelfall; ferner über- und 


außerplanmäßige Mehrbe-


darfe im Rahmen der Jah-


resabschlussbuchungen (in-


   15. nicht erhebliche über- oder 


außerplanmäßige Aufwendun-


gen und Auszahlungen (§ 105 


Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie 


nicht erhebliche über- oder 


außerplanmäßige Verpflich-


tungsermächtigungen (§§ 45 


Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG 


LSA) bis 30.000 Euro im Ein-


zelfall; ferner über- und außer-


planmäßige Mehrbedarfe un-


abhängig einer Wertgrenze 


im Rahmen der Jahresab-


Anpassung an neue Rege-


lung im KVG LSA.  


Zuständigkeit des OB un-


abhängig einer Wertgrenze 


sollte auch gelten  


* für Umbuchungen, die 


offenkundig und erforderlich 


werden, sowie 


* für nachträgliche Mittelbe-


reitstellungen, bei denen 


die Zahlung in Form einer 
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triebliche Leistungsverrech-


nungen und weitere zahlungs-


unwirksame Buchungen),  


 


nerbetriebliche Leistungsver-


rechnungen und weitere zah-


lungsunwirksame Buchun-


gen),  


 


schlussbuchungen im Sinne 


des § 105 Abs. 4 KVG LSA 


(z.B. innerbetriebliche Leis-


tungsverrechnungen, Ab-


schreibungen  und weitere 


zahlungsunwirksame Buchun-


gen) ; ferner über- und au-


ßerplanmäßige Mehrbedarfe 


unabhängig einer Wertgren-


ze im Rahmen erforderlicher 


Umbuchungen und für über- 


und außerplanmäßige Mehr-


bedarfe, wenn die Auszah-


lung durch Verrechnung be-


reits erfolgte (Gewerbesteu-


erumlage), 


Verrechnung bereits erfolgt 


ist  


Hier hat der Stadtrat keine 


Entscheidungsmöglichkeit 


mehr, die Buchung, d. h. 


die Auszahlung ist bereits 


erfolgt, aber z. B. nur nicht 


im richtigen Teilhaushalt -


Ergebnishaushalt/investiver 


Haushalt- (Umbuchung) 


oder der Zahlungsverpflich-


tung wurde bereits durch 


Verrechnung nachgekom-


men (hier die Gewerbe-


steuerumlage (Rechts-


grundlage: Gemeindefi-


nanzreformgesetz; in Ab-


hängigkeit von den Gewer-


besteuereinzahlungen); sie 


wird gegen den Gemeinde-


anteil an der Einkommens-


teuer aufgerechnet (§ 5 


Absatz 1 GemFinRefGDV), 


so dass der Stadt nur der 


um die Gewerbesteuerum-


lage gekürzte Gemeindean-


teil an der Einkommensteu-


er überwiesen wird). 


     16. Aufwendungen und Aus-


zahlungen im Rahmen der 


vorläufigen Haushaltsfüh-


rung (§ 104 KVG LSA) unab-


hängig einer Wertgrenze, 


soweit es sich um rechtliche 


oder vertragliche Verpflich-


tungen handelt und bis zu 


einer Wertgrenze von 30.000 


€ je Einzelfall, soweit die 


Leistung für die Weiterfüh-


rung einer notwendigen 


Pflichtaufgabe unaufschieb-


bar ist, hierunter fallen auch 


Investitionsfortsetzungen, 


Klarstellung der Zuständig-


keit des OB für Zeiten vor-


läufiger Haushaltsführung.  


 


16. Änderungen des Sanie-


rungswirtschaftsplanes, des 


Maßnahmeplanes "städtebau-


licher Denkmalschutz" und der 


gestrichen    17. Änderungen des Sanie-


rungswirtschaftsplanes, des 


Maßnahmeplanes "städtebau-


licher Denkmalschutz" und der 


Hierbei handelt es sich um ein 


Geschäft der laufenden Ver-


waltung, wofür der OB nach 
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Maßnahmepläne Stadtumbau 


Ost "Altstadt" dahingehend, 


dass die geplanten Einzel-


maßnahmen lediglich inner-


halb der Wirtschaftspläne ver-


schoben bzw. ausgetauscht 


werden und die jeweiligen 


Haushaltsansätze der Wirt-


schaftspläne der Einzelpläne 


laut Haushaltsplan nicht über-


schritten werden,  


Maßnahmepläne Stadtumbau 


Ost "Altstadt" dahingehend, 


dass die geplanten Einzelmaß-


nahmen lediglich innerhalb der 


Wirtschaftspläne verschoben 


bzw. ausgetauscht werden und 


die jeweiligen Haushaltsansät-


ze der Wirtschaftspläne der 


Einzelpläne laut Haushaltsplan 


nicht überschritten werden,  


§ 66 Abs. 1 KVG LSA zuständig 


ist. 


17. Abweichungen von Vorga-


ben der gültigen Gestaltungs-


satzungen, wenn diese be-


gründete Ausnahmefälle dar-


stellen und soweit sie in den 


einzelnen Paragraphen und 


deren Begründungen in den 


Satzungen vorgesehen sind,  


gestrichen    18. Abweichungen von Vorga-


ben der gültigen Gestaltungs-


satzungen, wenn diese be-


gründete Ausnahmefälle dar-


stellen und soweit sie in den 


einzelnen Paragraphen und 


deren Begründungen in den 


Satzungen vorgesehen sind,  


Hierbei handelt es sich um ein 


Geschäft der laufenden Ver-


waltung, wofür der OB nach 


§ 66 Abs. 1 KVG LSA zuständig 


ist. 


18. geringfügige Ausnahmen 


und Befreiungen von Festle-


gungen gültiger Bebauungs-


pläne, Vorhaben- und Er-


schließungsplänen sowie Ab-


weichungen von sonstigem 


Ortsrecht gemäß BauGB und 


BauO LSA,  


gestrichen    19. geringfügige Ausnahmen 


und Befreiungen von Festle-


gungen gültiger Bebauungs-


pläne, Vorhaben- und Er-


schließungsplänen sowie Ab-


weichungen von sonstigem 


Ortsrecht gemäß BauGB und 


BauO LSA,  


Hierbei handelt es sich um ein 


Geschäft der laufenden Ver-


waltung, wofür der OB nach 


§ 66 Abs. 1 KVG LSA zuständig 


ist. 


19. die Annahme oder Vermitt-


lung von geringfügigen Spen-


den, Schenkungen und ähnli-


chen Zuwendungen gemäß § 


99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis 


zu einem Betrag in Höhe von 


1.000 Euro, 


10. die Annahme oder Ver-


mittlung von geringfügigen 


Spenden, Schenkungen und 


ähnlichen Zuwendungen ge-


mäß § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG 


LSA bis zu einem Betrag in 


Höhe von 1.000 Euro. Über 


jeden Geschäftsfall werden 


die Stadtratsmitglieder un-


verzüglich (spätestens 


nach einer Woche) infor-


miert.  


   20. die Annahme oder Vermitt-


lung von geringfügigen Spen-


den, Schenkungen und ähnli-


chen Zuwendungen gemäß § 


99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis 


zu einem Betrag in Höhe von 


1.000 Euro; die Zuständig-


keitsregelung gilt gemäß § 


121 Absatz 3 Satz 3 Halbs. 2 


KVG LSA auch für die Ei-


genbetriebe der Stadt 


Köthen (Anhalt) unmittelbar, 


 


 


 


 


 


Anpassung an Rundverfü-


gung 02/2019 des LVwA. 


 


20. die Beantragung und Wei-


tergabe von Fördermitteln aus 


dem Programm „Stadtumbau 


Ost Rückbau“,  


neue Nr. 1     21. die Beantragung und Wei-


tergabe von Fördermitteln aus 


dem Programm „Stadtumbau 


Ost Rückbau“,  


 


21. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 


gestrichen    22. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 
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der Laufbahngruppe 2, 2. Ein-


stiegsamt, die Amtsleiter, die 


Rechnungsprüfer und Ratsbü-


roleiter, sofern sie nicht kraft 


Gesetzes vorgegeben sind, im 


Einvernehmen mit dem Stadt-


rat; es gilt § 139 Abs. 5 KVG 


LSA,  


der Laufbahngruppe 2, 2. Ein-


stiegsamt, die Amtsleiter, die 


Rechnungsprüfer und Ratsbü-


roleiter, sofern sie nicht kraft 


Gesetzes vorgegeben sind, im 


Einvernehmen mit dem Stadt-


rat; es gilt § 139 Abs. 5 KVG 


LSA,  


22. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 


der Laufbahngruppe 1,  


11. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 


der Laufbahngruppe 1,  


   23. alle Fälle der Ernennung 


und Entlassung von Beamten 


der Laufbahngruppe 1,  


 


23. Umsetzung, Versetzung 


und Abordnung sowie die Ver-


setzung in den Ruhestand für 


alle Beamten,  


12. Umsetzung, Versetzung 


und Abordnung sowie die 


Versetzung in den Ruhestand 


für alle Beamten, 


   24. Umsetzung, Versetzung 


und Abordnung sowie die Ver-


setzung in den Ruhestand für 


alle Beamten,  


 


24. Ernennung und Entlas-


sung des Stadtwehrleiters, der 


Ortswehrleiter und deren 


Stellvertreter sowie aller ande-


ren Ehrenbeamten, soweit 


gesetzliche Regelungen dem 


nicht entgegenstehen,  


13. Ernennung und Entlas-


sung des Stadtwehrleiters, 


der Ortswehrleiter und deren 


Stellvertreter sowie aller an-


deren Ehrenbeamten, soweit 


gesetzliche Regelungen dem 


nicht entgegenstehen,  


   25. Ernennung und Entlassung 


des Stadtwehrleiters, der Orts-


wehrleiter und deren Stellver-


treter sowie aller anderen Eh-


renbeamten, soweit gesetzli-


che Regelungen dem nicht 


entgegenstehen,  


 


25. Einstellung, Entlassung 


und die nicht nur vorüberge-


hende Übertragung einer an-


ders bewerteten Tätigkeit be-


treffend die Dezernenten, 


Amtsleiter, Rechnungsprüfer 


und Ratsbüroleiter im Einver-


nehmen mit dem Stadtrat,  


14. Einstellung, Entlassung 


und die nicht nur vorüberge-


hende Übertragung einer 


anders bewerteten Tätigkeit 


betreffend die Dezernenten, 


Amtsleiter, Rechnungsprüfer 


und Ratsbüroleiter im Einver-


nehmen mit dem Stadtrat,  


   26. Einstellung, Entlassung 


und die nicht nur vorüberge-


hende Übertragung einer an-


ders bewerteten Tätigkeit be-


treffend die Dezernenten, 


Amtsleiter, Rechnungsprüfer 


und Ratsbüroleiter im Einver-


nehmen mit dem Stadtrat,  


 


26. alle weiteren Beschäftigten 


der Verwaltung, es gilt § 7 


Abs. 2 Nr. 21. 


15. alle weiteren Beschäftig-


ten der Verwaltung, es gilt § 


7 Abs. 2 Nr. 21. 


   27. alle weiteren Beschäftigten 


der Verwaltung, es gilt § 7 Abs. 


2 Nr. 22. 


Der Verweis geht beim AfD 


Antrag ins Leere. 


(3) Dem Oberbürgermeister 


obliegt die Geschäftsverteilung 


innerhalb der Verwaltung. 


    unverändert  


§ 8 


Allgemeine Vertretung des 


Oberbürgermeisters 


    unverändert  


1Der Stadtrat der Stadt Köthen 


(Anhalt) wählt einen Beschäf-


tigten der Stadtverwaltung als 


1. Vertreter des Oberbürger-


    unverändert  
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meisters für den Verhinde-


rungsfall. 2Der Stadtrat der 


Stadt Köthen (Anhalt) kann 


einen weiteren Beschäftigten 


der Stadtverwaltung als 2. 


Vertreter des Oberbürgermeis-


ters für den Fall der Verhinde-


rung sowohl des Oberbürger-


meisters als auch des 1. Ver-


treters des Oberbürgermeis-


ters wählen. 3Das Vorschlags-


recht dafür hat der Oberbür-


germeister. 


§ 9  


Gleichstellungsbeauftragte 


    unverändert  


(1) Der Stadtrat bestellt im 


Einvernehmen mit dem Ober-


bürgermeister eine Gleichstel-


lungsbeauftragte. 


    unverändert  


(2) 1Die Bestellung der Gleich-


stellungsbeauftragten ist wi-


derruflich. 2Über die Abberu-


fung entscheidet der Stadtrat 


im Einvernehmen mit dem 


Oberbürgermeister. 3Einer 


Abberufung bedarf es nicht bei 


Beendigung des Beschäfti-


gungsverhältnisses. 


    unverändert  


(3) 1Die Gleichstellungsbeauf-


tragte kann an den Sitzungen 


des Stadtrates und der Aus-


schüsse teilnehmen, soweit ihr 


Aufgabenbereich betroffen ist. 
2Ihr ist in Angelegenheiten 


ihres Aufgabenbereiches auf 


Verlangen das Wort zu ertei-


len. 


    unverändert  


     § 9a 


Kommunaler Behindertenbe-


auftragter 


Vorschlag der Verwaltung   


     (1) Zur Wahrung und Ver-


wirklichung der Rechte der 


Menschen mit Behinderung 


Formulierung angelehnt an 


Hauptsatzung der Stadt Des-


sau-Roßlau. 
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im Sinne des Behinderten-


gleichstellungsgesetzes LSA 


bestellt der Stadtrat im Ein-


vernehmen mit dem Ober-


bürgermeister einen kom-


munalen Behindertenbeauf-


tragten. 


(2) Näheres dazu regelt die 


Satzung für den Kommuna-


len Behindertenbeauftragen 


der Stadt Köthen (Anhalt). 


     § 9b 


Seniorenbeirat 


Vorschlag der Verwaltung  


     1Zur Wahrung der Interessen 


der älteren Einwohnerinnen 


und Einwohner (Seniorinnen 


und Senioren) der Stadt 


Köthen (Anhalt) wird ein eh-


renamtlicher Seniorenbeirat 


gebildet. 2Das Nähere regelt 


eine vom Stadtrat zu bestäti-


gende Satzung.  


Formulierung angelehnt an 


Hauptsatzung der Stadt Des-


sau-Roßlau. 


IV. ABSCHNITT 


UNTERRICHTUNG UND BE-


TEILIGUNG DER EINWOH-


NER 


    unverändert  


§ 10 


Einwohnerversammlung 


    unverändert  


(1) 1Über allgemein bedeut-


same Angelegenheiten der 


Stadt Köthen (Anhalt) können 


die Einwohner auch durch 


Einwohnerversammlungen 


unterrichtet werden. 2Der 


Oberbürgermeister beruft die 


Einwohnerversammlungen 


ein. 3Er setzt die Gesprächs-


gegenstände sowie Ort und 


Zeit der Veranstaltung fest. 
4Die Einladung ist gemäß § 14 


Abs. 2 bekanntzumachen und 


soll in der Regel 14 Tage vor 


    unverändert  
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Beginn der Veranstaltung er-


folgen. 5Die Einladungsfrist 


kann bei besonderer Dring-


lichkeit auf drei Tage verkürzt 


werden. 


(2) Die Einwohnerversamm-


lungen können auf Teile des 


Stadtgebietes beschränkt 


werden. 


    unverändert  


(3) Der Oberbürgermeister 


unterrichtet den Stadtrat in 


seiner nächsten Sitzung über 


den Ablauf der Einwohnerver-


sammlung und die wesentli-


chen Ergebnisse. 


    unverändert  


§ 11 


Einwohnerfragestunde 


 § 11 


Einwohnerfragestunde 


  unverändert  


(1) Der Stadtrat sowie seine 


Ausschüsse führen im Rah-


men ordentlicher öffentlicher 


Sitzungen eine Einwohnerfra-


gestunde durch. 


 (1) 1Der Stadtrat sowie seine 


Ausschüsse führen im Rah-


men ordentlicher öffentlicher 


Sitzungen eine Einwohner-


fragestunde durch. 2Das Nä-


here regelt die Geschäfts-


ordnung.  


  (1) 1Der Stadtrat sowie seine 


Ausschüsse führen im Rahmen 


ordentlicher öffentlicher Sit-


zungen eine Einwohnerfrage-


stunde durch. 2Das Nähere 


regelt die Geschäftsordnung.  


Entsprechend dem KVG 


LSA nunmehr in der Ge-


schäftsordnung geregelt, 


sodass diese Passagen in 


der Hauptsatzung gestri-


chen werden können. Auf-


genommen wurde ein Ver-


weis auf die Geschäftsord-


nung. 


(2) 1Die Einwohnerfragestunde 


erfolgt in der Regel zum Be-


ginn der Sitzung. 
2Abweichungen hiervon kann 


der Vorsitzende des Stadtra-


tes in der Einladung zur Sit-


zung festlegen. 


 (2) Nach den Beschlüssen 


der Ortschaftsräte sind im 


Rahmen ihrer ordentlichen 


öffentlichen Sitzungen Fra-


gestunden für Einwohner 


der Stadt, die in der jewei-


ligen Ortschaft wohnen, 


nach folgendem Verfahren 


durchzuführen:  


1. Der Ortsbürgermeister 


legt in der Einladung zur 


Sitzung den Beginn der 


Fragestunde und - in der 


Sitzung - den Beginn und 


das Ende der Fragestunde 


fest. Findet sich zu Beginn 


der Fragestunde kein Ein-


wohner der Stadt ein, der in 


  (2) Nach den Beschlüssen 


der Ortschaftsräte sind im 


Rahmen ihrer ordentlichen 


öffentlichen Sitzungen Fra-


gestunden für Einwohner der 


Stadt, die in der jeweiligen 


Ortschaft wohnen, nach fol-


gendem Verfahren durchzu-


führen:  


1. Der Ortsbürgermeister legt 


in der Einladung zur Sitzung 


den Beginn der Fragestunde 


und - in der Sitzung - den 


Beginn und das Ende der 


Fragestunde fest. Findet sich 


zu Beginn der Fragestunde 


kein Einwohner der Stadt 


ein, der in der Ortschaft 


Da von der Fraktion Die LINKE 


ein Formulierungsvorschlag 


durch den Bereich 030 erbe-


ten wurde, wurde die Rege-


lung aus der Mustersatzung 


des SGSA hierzu übernom-


men. 
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der Ortschaft wohnt, kann 


sie geschlossen werden. 


Die Fragestunde soll auf 


höchstens 30 Minuten be-


grenzt sein. 


2. Jeder Einwohner der 


Stadt, der in der Ortschaft 


wohnt, ist berechtigt, 


grundsätzlich eine Frage 


und zwei Zusatzfragen, die 


sich auf den Gegenstand 


der ersten Frage beziehen, 


zu stellen. Zugelassen 


werden nur Fragen von 


allgemeinem Interesse, die 


Angelegenheiten der Ort-


schaft betreffen. Bestehen 


Zweifel, dass der Fragestel-


ler Einwohner der Ortschaft 


ist, so hat sich dieser ge-


genüber einem Beauftrag-


ten der Stadt auszuweisen. 


Die Erhebung und Verar-


beitung der personenbezo-


genen Daten des Fragestel-


lers erfolgt auf der Grund-


lage des Art. 6 Absatz 1 


Buchst. c der Datenschutz-


Grundverordnung und nur 


zum Zwecke der schriftli-


chen Beantwortung der 


Anfrage, sofern diese nicht 


sofort und vollständig 


mündlich beantwortet wer-


den kann. Nach Beantwor-


tung werden die Daten ge-


löscht bzw. anonymisiert. 


In die Niederschrift werden 


nur anonymisierte Daten 


übernommen. 


3. Angelegenheiten der 


Tagesordnung können 


nicht Gegenstand der Ein-


wohnerfragestunde sein. 


4. Die Beantwortung der 


Fragen erfolgt in der Regel 


mündlich durch den Orts-


wohnt, kann sie geschlossen 


werden. Die Fragestunde soll 


auf höchstens 30 Minuten 


begrenzt sein. 


2. Jeder Einwohner der 


Stadt, der in der Ortschaft 


wohnt, ist berechtigt, grund-


sätzlich eine Frage und zwei 


Zusatzfragen, die sich auf 


den Gegenstand der ersten 


Frage beziehen, zu stellen. 


Zugelassen werden nur Fra-


gen von allgemeinem Inte-


resse, die Angelegenheiten 


der Ortschaft betreffen. Be-


stehen Zweifel, dass der 


Fragesteller Einwohner der 


Ortschaft ist, so hat sich die-


ser gegenüber einem Beauf-


tragten der Stadt auszuwei-


sen. Die Erhebung und Ver-


arbeitung der personenbe-


zogenen Daten des Frage-


stellers erfolgt auf der 


Grundlage des Art. 6 Absatz 


1 Buchst. c der Datenschutz-


Grundverordnung und nur 


zum Zwecke der schriftlichen 


Beantwortung der Anfrage, 


sofern diese nicht sofort und 


vollständig mündlich beant-


wortet werden kann. Nach 


Beantwortung werden die 


Daten gelöscht bzw. anony-


misiert. In die Niederschrift 


werden nur anonymisierte 


Daten übernommen. 


3. Angelegenheiten der Ta-


gesordnung können nicht 


Gegenstand der Einwohner-


fragestunde sein. 


4. Die Beantwortung der Fra-


gen erfolgt in der Regel 


mündlich durch den Orts-


bürgermeister, den Oberbür-


germeister oder einen vom 


Oberbürgermeister beauf-


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


§ 28 Abs. 2 Satz 3 KVG LSA 


stellt klar, dass bei Fragestun-


den im Stadtrat eine Regelung 


vorgesehen werden kann, 


wonach Fragen zu Beratungs-


gegenständen möglich sind. 


Diese Regelung kann auf die 


Einwohnerfragestunde des 


Ortschaftsrates entsprechend 


angewandt werden. Ob Be-


darf für eine Erweiterung der 


Fragemöglichkeiten besteht, 


ist nach den örtlichen Ver-


hältnissen zu entscheiden. Bei 


Einführung einer entspre-


chenden Regelung ist nach 


Auffassung des SGSA jedoch 


zu berücksichtigen, dass Ein-


wohnerfragen Einfluss auf die 


Verpflichtung der ehrenamtli-


chen Mandatsträger haben 


können, ihr Ehrenamt im 
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bürgermeister, den Ober-


bürgermeister oder einen 


vom Oberbürgermeister 


beauftragten Vertreter. Eine 


Aussprache findet nicht 


statt. Ist die Beantwortung 


der Frage in der Sitzung 


nicht möglich, erhält der 


Fragesteller eine schriftli-


che Antwort durch den 


Oberbürgermeister, die 


innerhalb von einem Monat 


erteilt werden muss.  


tragten Vertreter. Eine Aus-


sprache findet nicht statt. Ist 


die Beantwortung der Frage 


in der Sitzung nicht möglich, 


erhält der Fragesteller eine 


schriftliche Antwort durch 


den Oberbürgermeister, die 


innerhalb von einem Monat 


erteilt werden muss.  


Rahmen der Gesetze nach 


ihrer freien, dem Gemeinwohl 


verpflichteten Überzeugung 


auszuüben (§ 81 Abs. 4 Satz 1 


i. V. m. § 43 Abs. 1 Satz 1 KVG 


LSA). Diese Auffassung wird 


vom Ministerium für Inneres 


und Sport des Landes Sach-


sen-Anhalt nicht geteilt. 


(3) 1Der Vorsitzende des 


Stadtrates stellt den Beginn 


und das Ende der Fragestun-


de fest. 2Findet sich zu Beginn 


der Fragestunde kein Einwoh-


ner ein, kann sie geschlossen 


werden. 3Die Fragestunde soll 


auf höchstens 30 Minuten be-


grenzt sein. 


    Wird gestrichen   


(4) 1Jeder Einwohner ist nach 


Angabe seines Namens und 


seiner Anschrift berechtigt, 


grundsätzlich eine Frage und 


zwei Zusatzfragen, die sich 


auf den Gegenstand der ers-


ten Frage beziehen, zu stellen. 
2Zugelassen sind Fragen von 


allgemeinem Interesse, die in 


die Zuständigkeit der Stadt 


Köthen (Anhalt) fallen, insbe-


sondere Fragen, die die Ta-


gesordnung betreffen. 3Die 


Fragezeit beträgt in der Regel 


drei Minuten. 4Persönliche 


Angelegenheiten einzelner 


Personen können nicht Ge-


genstand der Einwohnerfrage-


stunde sein. 5Über Ausnah-


men entscheidet der Vorsit-


zende des Stadtrates. 


    Wird gestrichen   


(5) 1Fragen, die die Tagesord-


nung betreffen, sollen bei der 


Behandlung des Tagesord-


nungspunktes beantwortet 


    Wird gestrichen   
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werden. 2Die Beantwortung 


der Fragen erfolgt in der Regel 


mündlich durch den Oberbür-


germeister oder den Vorsit-


zenden des Stadtrates. 3Eine 


Aussprache findet nicht statt. 
4Ist die Beantwortung der Fra-


ge in der Sitzung nicht mög-


lich, erhält der Einwohner eine 


schriftliche Antwort, die inner-


halb von vier Wochen erteilt 


werden soll. 5Schriftliche Ant-


worten sind dem Protokoll der 


auf die Beantwortung folgen-


den nächsten ordentlichen 


Stadtratssitzung beizufügen. 


(6) 1Auf die Einwohnerfrage-


stunden in den Ausschüssen 


finden die Regelungen der 


Absätze 2 bis 5 entsprechend 


Anwendung. 2An die Stelle 


des Vorsitzenden des Stadtra-


tes tritt der Vorsitzende des 


Ausschusses. 


    Wird gestrichen   


(7) 1In den Ortschaftsräten 


und ihren beschließenden 


Ausschüssen ist jeder Ein-


wohner nach Angabe seines 


Namens und seiner Anschrift 


berechtigt, grundsätzlich eine 


Frage und zwei Zusatzfragen, 


die sich auf den Gegenstand 


der ersten Frage beziehen, zu 


stellen. 2Zugelassen sind vor-


rangig Fragen, die die Tages-


ordnung betreffen und Fragen 


von allgemeinem Interesse, 


die in die Zuständigkeit der 


Stadt Köthen (Anhalt) fallen. 
3Die Redezeit beträgt in der 


Regel drei Minuten. 
4Persönliche Angelegenheiten 


einzelner Personen können 


nicht Gegenstand der Einwoh-


nerfragestunde sein. 5Die Ab-


sätze 2, 3 und 5 finden ent-


sprechende Anwendung mit 


    Wird gestrichen   
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der Maßgabe, dass an die 


Stelle des Vorsitzenden des 


Stadtrates der Ortsbürger-


meister tritt. 


§ 12 


Bürgerbefragung 


    Unverändert  


1Eine Bürgerbefragung nach § 


28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt 


ausschließlich in wichtigen 


Angelegenheiten des eigenen 


Wirkungskreises der Stadt 


Köthen (Anhalt). 2Sie kann nur 


auf der Grundlage eines Stadt-


ratsbeschlusses durchgeführt 


werden, in dem die mit „ja“ 


oder „nein“ zu beantwortende 


Frage formuliert ist und insbe-


sondere festgelegt wird, ob die 


Befragung als elektronische 


Abstimmung im Internet oder 


im schriftlichen Verfahren er-


folgt, in welchem Zeitraum die 


Befragung durchgeführt wird 


und in welcher Form das Ab-


stimmungsergebnis bekannt-


zugeben ist. 


    Unverändert  


V. ABSCHNITT 


EHRENBÜRGER UND EH-


RENBEZEICHNUNG 


    Unverändert  


§ 13 


Ehrenbürgerrecht und Eh-


renbezeichnung 


    Unverändert  


Die Verleihung oder Aberken-


nung des Ehrenbürgerrechts 


oder der Ehrenbezeichnung 


bedarf einer Mehrheit von zwei 


Dritteln der stimmberechtigten 


Mitglieder des Stadtrates. 


    Unverändert  


VI. ABSCHNITT 


ÖFFENTLICHE BEKANNT-


MACHUNGEN 


    Unverändert  
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§ 14 


Öffentliche Bekanntma-


chungen 


    Unverändert  


(1) 1Satzungen, Verordnun-


gen, Bekanntmachungen und 


Beschlüsse werden im Amts-


blatt der Stadt Köthen (Anhalt) 


öffentlich bekannt gemacht. 
2Es erscheint in der Regel 


monatlich. 
3Bekanntmachungen und Be-


schlüsse, für die aus zeitlichen 


Gründen eine Bekanntma-


chung im nächsten Amtsblatt 


nicht ausreichend ist, werden 


in der Mitteldeutschen Zeitung 


im Anzeigeteil der Lokalaus-


gabe Köthen veröffentlicht. 
4Auf diese Bekanntmachung 


wird im darauf folgenden 


Amtsblatt hingewiesen. 5Die 


Bekanntmachung ist mit Ab-


lauf des Erscheinungstages 


bewirkt, an dem im Falle des 


Satz 1 das Amtsblatt der Stadt 


Köthen (Anhalt) bzw. im Falle 


der Sätze 3 und 4 die Mittel-


deutsche Zeitung den be-


kanntzumachenden Text ent-


hält. 


    Unverändert  


(2) 1Zeit, Ort und Tagesord-


nung der Sitzungen des Stadt-


rates und seiner Ausschüsse 


werden spätestens sechs Ta-


ge vor der Sitzung auf der 


Internetseite der Stadt Köthen 


(Anhalt) unter www.koethen-


anhalt.de öffentlich bekannt 


gemacht. 2Ergänzend ist der 


Bekanntmachungstext durch 


Aushang im Schaukasten des 


Rathauses mindestens drei 


Tage vor der Sitzung zu veröf-


fentlichen. 3Soweit die Be-


kanntmachung nach Satz 1 


wegen technischer Probleme 


    Unverändert  
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nicht möglich ist, hat sie drei 


Tage vor der Sitzung in der 


Mitteldeutschen Zeitung, Lo-


kalausgabe Köthen, zu erfol-


gen. 4In den Fällen der La-


dung des Stadtrates nach § 53 


Abs. 4 Satz 5 KVG LSA erfolgt 


die Bekanntmachung soweit 


möglich unverzüglich nach der 


Ladung entsprechend den 


Sätzen 1 und 2. 


(3) Zeit, Ort und die Tages-


ordnung des Ortschaftsrates 


Merzien werden drei Tage vor 


der Sitzung in den Schaukäs-


ten  


1. im Ortsteil Merzien, An der 


Bushaltestelle gegenüber der 


Straße der DSF 33,  


2. im Ortsteil Hohsdorf, Straße 


des 7. Oktober 16,  


3. im Ortsteil Zehringen, Stra-


ße der Freundschaft 11,  


öffentlich bekannt gemacht. 


    Unverändert  


(4) Zeit, Ort und die Tages-


ordnung der Ortschaftsratssit-


zung Arensdorf werden drei 


Tage vor der Sitzung in den 


Schaukästen  


1. im Ortsteil Arensdorf, 


Gahrendorfer Weg 11,  


2. im Ortsteil Arensdorf, Pap-


pelplatz 2, am Feuerwehrgerä-


tehaus,  


3. im Ortsteil Gahrendorf, 


Arensdorfer Weg 6, am Pum-


penhaus,  


öffentlich bekannt gemacht. 


    (4) Zeit, Ort und die Tagesord-


nung der Ortschaftsratssitzung 


Arensdorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in den Schau-


kästen  


1. im Ortsteil Arensdorf, 


Gahrendorfer Weg 11,  


2. im Ortsteil Arensdorf, 


Pappelplatz 2, am Feuer-


wehrgerätehaus,  


2. im Ortsteil Gahrendorf, 


Arensdorfer Weg 6, am Pum-


penhaus,  


öffentlich bekannt gemacht. 


 


 


 


 


 


Anpassung an neuere Ge-


gebenheiten. 


(5) Zeit, Ort und Tagesord-


nung der Ortschaftsratssitzun-


gen Baasdorf werden drei Ta-


ge vor der Sitzung in dem 


    Unverändert  
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Schaukasten Köthener Str. 23, 


Verkaufsstelle, öffentlich be-


kannt gemacht. 


(6) Zeit, Ort und Tagesord-


nung der Ortschaftsratssitzun-


gen Dohndorf werden drei 


Tage vor der Sitzung in dem 


Schaukasten Dorfstraße 9, vor 


dem Gemeindebüro, öffentlich 


bekannt gemacht. 


    (6) Zeit, Ort und Tagesordnung 


der Ortschaftsratssitzungen 


Dohndorf werden drei Tage vor 


der Sitzung in dem Schaukas-


ten Dorfstraße 9c, vor dem 


ehemaligen Gemeindebüro, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


 


 


Präzisierung zum leichteren 


Auffinden.  


(7) Zeit, Ort und die Tages-


ordnung der Ortschaftsratssit-


zungen Löbnitz an der Linde 


werden drei Tage vor der Sit-


zung in dem Schaukasten 


Dorfplatz 2 öffentlich bekannt 


gemacht. 


    Unverändert  


(8) Zeit, Ort und die Tages-


ordnung der Ortschaftssitzun-


gen Wülknitz werden drei Ta-


ge vor der Sitzung in den 


Schaukästen  


1. im Ortsteil Großwülknitz, am 


Grundstück Kastanienplatz 1,  


2. im Ortsteil Kleinwülknitz, 


Hauptstraße, gegenüber dem 


Grundstück Nr. 19,  


öffentlich bekannt gemacht. 


    Unverändert  


(9) Bekanntmachungen nach § 


10 Abs. 2 des Verwaltungszu-


stellungsgesetzes (öffentliche 


Zustellung) und Bekanntma-


chungen im Wege der Amtshil-


fe werden durch Aushang an 


der amtlichen Bekanntma-


chungstafel im Eingangsbe-


reich des Haupteinganges des 


Rathauses der Stadt Köthen 


(Anhalt), Marktstraße 1-3, öf-


fentlich bekannt gemacht, so-


fern gesetzlich nichts anderes 


bestimmt ist. 


    Unverändert  


(10) 1Das Amtsblatt der Stadt 


Köthen (Anhalt) wird den 


    Unverändert  
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Haushalten der Stadt Köthen 


(Anhalt) kostenlos zur Verfü-


gung gestellt. 2Hierüber hinaus 


hat jede Person das Recht, 


Satzungen einschließlich aller 


Anlagen und Pläne innerhalb 


der öffentlichen Sprechzeiten 


der Stadtverwaltung Köthen 


einzusehen und sich gegen 


Erstattung der dadurch ent-


stehenden Kosten Abschriften 


fertigen zu lassen. 


(11) 1Ist das Amtsblatt für die 


Veröffentlichung von Plänen, 


Karten oder Zeichnungen so-


wie Begründungen oder Erläu-


terungsberichte, die Bestand-


teile von Satzungen sind, nicht 


geeignet, so erfolgt die öffent-


liche Bekanntmachung dieser 


Teile dadurch, dass sie wäh-


rend der öffentlichen Sprech-


zeiten der Stadtverwaltung 


öffentlich ausgelegt werden 


und in der Bekanntmachung 


des textlichen Teils der Sat-


zung auf die Dauer und den 


Ort der Auslegung hingewie-


sen wird. 2Satz 1 findet sinn-


gemäß Anwendung auf ent-


sprechende Bestandteile 


sonstiger Bekanntmachungen, 


sofern gesetzlich nichts ande-


res bestimmt ist. 


    Unverändert  


VII. ABSCHNITT 


SCHLUSSVORSCHRIFTEN 


    Unverändert  


§ 15 


Sprachliche Gleichstellung 


 § 15 


Sprachliche Gleichstellung 


  Unverändert  


Personen- und Funktionsbe-


zeichnungen in dieser Satzung 


gelten jeweils in männlicher 


und weiblicher Form. Dies gilt 


nicht für die Funktionsbe-


zeichnung Gleichstellungsbe-


 Personen- und Funktionsbe-


zeichnungen in dieser Sat-


zung gelten für männlich, 


weiblich und divers. Dies 


gilt nicht für die Funktionsbe-


zeichnung Gleichstellungs-


  1Personen- und Funktionsbe-


zeichnungen in dieser Satzung 


gelten für männlich, weiblich 


und divers. 2Dies gilt nicht für 


die Funktionsbezeichnung 


Gleichstellungsbeauftragte. 
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auftragte. beauftragte. 


§ 16 


Inkrafttreten 


    Unverändert  


1Diese Hauptsatzung tritt am 


Tage nach ihrer Bekanntma-


chung im Amtsblatt der Stadt 


Köthen (Anhalt) in Kraft. 
2Zugleich treten die Hauptsat-


zung der Stadt Köthen (An-


halt) vom 10.12.2001, zuletzt 


geändert durch die 6. Ände-


rung der Hauptsatzung der 


Stadt Köthen (Anhalt) vom 


20.01.2014, sowie die Zustän-


digkeitsordnung des Stadtra-


tes der Stadt Köthen (Anhalt) 


außer Kraft. 


    1Diese Hauptsatzung tritt am 


Tage nach ihrer Bekanntma-


chung im Amtsblatt der Stadt 


Köthen (Anhalt) in Kraft. 
2Zugleich treten die Hauptsat-


zung der Stadt Köthen (Anhalt) 


vom 18.11.2014, zuletzt geän-


dert durch die 2. Änderung der 


Hauptsatzung der Stadt Köthen 


(Anhalt) vom 14.07.2017, au-


ßer Kraft. 


 


 


 


 


 


Redaktionelle Anpassung. 
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Fraktion DIE LINKE im Stadtrat  
Köthen 


 


Marktstraße 1-3 
06366 Köthen (Anhalt) 


Telefon 03469 / 425290 
dielinke-fraktion@koethen-stadt.de 


Köthen, 26.07.2019 


 


 


Anträge der Fraktion DIE LINKE. 


zur Änderung der Geschäftsordnung und der Hauptsatzung der Stadt Köthen/Anhalt 


 


 


 


 


 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


 


die Fraktion DIE LINKE stellt folgende Änderungsanträge zur  


Geschäftsordnung: 


 


1. Ergänzung in § 1 Abs. 1 der GO um Hinweis aus der Mustersatzung: 


 


Sofern die Gemeinde ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformation System betreibt, 


sollte Abs. 1 wie folgt ergänzt werden: 


Mitglieder des Stadtrates, die an der digitalen Ratsarbeit gemäß § 2 Abs. 2 a teilnehmen, er-


halten ihre Sitzungsunterlagen regelmäßig in digitaler Form. Sie werden per E-Mail an die 


für sie hinterlegte Adresse spätestens bis zum Tag vor dem Beginn der Mindest-Ladungsfrist 


nach Abs. 4 informiert, dass die Einladung sowie die dazugehörigen Unterlagen im Ratsin-


formationssystembereitgestellt wurden. Damit gelten die Einladung und die Unterlagen als 


zugegangen. 
 


 


2. Übernahme von § 2 der Mustersatzung – „Umgang mit Dokumenten und elektroni-
schen Medien“ 
 


§ 2 Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien 


(1) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA unterfallende schriftliche und 


elektronische Dokumente, insbesondere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie 


dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit solchen Dokumenten sind die 


Fraktion  DIE LINKE im Stadtrat Köthen, Marktstraße 1-3,  06366 Köthen (Anhalt) 


Stadtverwaltung Köthen 
 
Ratsbüro 
 
Marktstraße 1-3 
 
06366 Köthen 
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Geheimhaltungsinteressen und der Datenschutz zu beachten. Werden diese Dokumente für 


die Tätigkeit als Mitglied des Stadtrates nicht mehr benötigt, sind sie zurückzugeben oder da-


tenschutzkonform zu vernichten bzw. zu löschen. 


(2) Die Mitglieder des Stadtrates, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden 


und Empfangen elektronischer Post verfügen, können dem Oberbürgermeister schriftlich 


eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 53 KVG LSA und 


von der Anträge und Anfragen im Sinne des § 43 Abs. 3 KVG LSA versandt werden. 


(2 a) Die Stadt Köthen (Anhalt) betreibt als Grundlage für die digitale Ratsarbeit ein inter-


netbasiertes elektronisches Ratsinformationssystem. An der digitalen Ratsarbeit kann jedes 


Mitglied des Stadtrates durch verbindliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Oberbür-


germeister teilnehmen. Diese Erklärung gilt für die gesamte laufende Wahlperiode des Stadt-


rates. Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in der Anlage zur Ge-


schäftsordnung. 


(3) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch 


sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 


Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder des Stadtrates gilt § 3 


Abs. 3 entsprechend. 
 


3. Nachfrage zu § 2 Abs. 2 S. 2 der GO: danach dürfen Anträge elektronisch zugeleitet 
werden – bitte erläutern gerade im Hinblick auf die Antwort des OB an Stadtrat Werner 
Müller  
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.. 


4. § 3 S. 1 alte Formulierung beibehalten, da verständlicher. 
 


5. § 3 Abs. 3 – in GO sollen nach § 52 Abs. 5 KVG nähere Regelungen erfolgen; siehe 
Hinweise aus Mustersatzung  
Anmerkung: wenn eine komplette Aufzeichnung/Übertragung erfolgen soll (Antrag AFD), 


muss eine entsprechende Ergänzung erfolgen: 


Als Auflagen, die auch in die Geschäftsordnung aufgenommen werden können, kommen ins-


besondere in Betracht: 


die Festlegung der Dauer der Ton- und/oder Bildaufzeichnung/Übertragung 


die Festlegung des Standortes für Ton- und Bildaufzeichnungstechnik 


folgende Festlegung der Art der Ton- und/oder Bildaufzeichnung/Übertragung: „Die 


Bildaufzeichnung und -übertragung ist auf das Rednerpult und den Bereich des Stadtratsvor-


sitzes zu beschränken; nur zwischen diesen beiden Einstellungen darf die Kameraperspektive 


wechseln. Eine Veränderung des Aufnahmefokus ist nicht zulässig.“ 


Ausnahmen im Einzelfall, z. B. „Mitglieder des Stadtrates, Beschäftigte der Verwaltung 


und Sachverständige können verlangen, dass einzelne eigene Redebeiträge bzw. Ausführun-


gen nicht aufgezeichnet und übertragen werden.“ 


Dem Vorsitzenden des Stadtrates steht darüber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion 


(§ 57 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen sowie –übertra-


gungen zu untersagen. 
 


6. Ergänzung in § 6 Abs. 4 um einen Passus aus der Mustersatzung: 
„Die Erhebung und Verarbeitung der personenbezogenen Daten des Fragestellers erfolgt auf 


der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-Grundverordnung und nur zum 


Zwecke der schriftlichen Beantwortung der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig 


mündlich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung werden die Daten gelöscht bzw. 


anonymisiert. In die Niederschrift werden nur anonymisierte Daten übernommen.“ 


 


7. § 6 Abs. 5 S. 1 streichen – Fragen sollen gleich beantwortet werden und nicht erst bei 
Behandlung des Tagesordnungspunktes – der Einwohner könnte dort keine Nachfra-
gen mehr stellen. 
 


8. § 6 Abs. 5 nach S. 4 einfügen: „Kann die Frist im Einzelfall nicht eingehalten werden, ist eine 


angemessene Verlängerung möglich. Dem Fragesteller ist eine Zwischennachricht über die Verlänge-


rung der Frist und den Grund der Zeitverzögerung schriftlich zu erteilen.“ 


 


9. § 6 Abs. 7 – Regelung muss nach § 84 Abs. 5 KVG in die Hauptsatzung. 
 


10. § 6 Abs. 7 – warum haben die Ortschaftsräte keine Ausschüsse gebildet? (siehe § 84 
Abs. 5 KVG) 
 


11. Übernahme eines neuen § 8 aus der Mustersatzung des SGSA: 
 


§ 8 Anregungen und Beschwerden der Einwohner 
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Jeder Einwohner hat das Recht, sich mit Anregungen und Beschwerden an den Stadtrat zu 


wenden. Antragsteller sollen über die Stellungnahme des Stadtrates möglichst innerhalb von 


sechs Wochen unterrichtet werden. Kann die Frist nicht eingehalten werden, ist eine Zwi-


schennachricht durch den Oberbürgermeister zu erteilen. 


(Art. 19 LVerf LSA) 


 


Die Bearbeitung soll dann im Hauptausschuss erfolgen. 
 


12. § 8 Abs. 2 – Ersetzung des Begriffs „persönlicher Beteiligung“ durch „eines Interes-
senkonfliktes“  
 


13. § 11 Abs. 1 S. 3 letzter HS – Ergänzung um „oder elektronisch“ 
 


14. § 11 Abs. 3 Ziff. 2 - § 84 Abs. 1 S. 2 KVG räumt dem Ortschaftsrat ein Vorschlagsrecht 
ein, also einen eigenen Antrag an den Stadtrat, der dann entsprechend als Ursprungs-
antrag zu beraten ist. §  84 Abs. 1 S. 1 KVG gewährt ein Anhörungsrecht des Ort-
schaftsrates. Die beabsichtigte Neuregelung in § 11 Abs. 3 S. 2 führt zu Irritationen. 
Bitte von der Kommunalaufsicht vorab prüfen lassen. 
 


15. § 14 Niederschrift – Abs. 1 Nr. 7 – Nachweis der Nichtteilnahme wegen Mitwirkungs-
verbot erforderlich; daher alte Formulierung beibehalten 
 


16. Bitte prüfen: Verlangt der Datenschutz eine Übernahme der Formulierung aus der 
Mustersatzung des SGSA? 
 


„Die Niederschrift über die in nicht öffentlicher Sitzung behandelten Tagesordnungspunkte 


ist gesondert zu protokollieren und im verschlossenen Umschlag mit dem Aufdruck „Ver-


traulich“ zu versenden. 


Bzw.: 
Sofern die digitale Ratsarbeit (s. § 1 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 2 a) eingeführt ist, könnte die Regelung auch wie 


folgt formuliert werden: „Die Niederschrift ist nach Unterzeichnung allen Mitgliedern des Gemeinderates un-


verzüglich schriftlich zuzuleiten. Die Niederschrift über die in nicht öffentlicher Sitzung behandelten Tagesord-


nungspunkte ist gesondert zu protokollieren und im verschlossenen Umschlag mit dem Aufdruck ‚Vertraulich‘ 
unverzüglich zu versenden. Den Mitgliedern des Gemeinderates, die an der digitalen Ratsarbeit teilnehmen, 


werden die Niederschriften nach den Sätzen 1 und 2 nach Unterzeichnung unverzüglich über das Ratsinformati-


onssystem zur Verfügung gestellt. Hierüber werden sie ebenfalls unverzüglich per E-Mail informiert.“ 


 


17. § 14 Abs. 4: „vor der Sitzung“ raus und ändern in: 
 


Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzenden unverzüglich schriftlich oder 


unter der Voraussetzung des § 2 Abs. 2 elektronisch zuzuleiten. Der Stadtrat stimmt in seiner 


nächsten Sitzung über die Niederschrift ab. Dabei ist auch über die schriftlich oder elektro-


nisch vorgetragenen Einwendungen zu entscheiden. Wird einer Einwendung nicht entspro-


chen, so ist das Mitglied des Stadtrates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden 


Erklärung in die Niederschrift zu verlangen. 


 


§ 14 Abs. 5 dann in Abs. 4 schon geregelt. 


 


§ 14 Abs. 6 – Tonaufzeichnung sollte verbindlich werden, wann erfolgt Anschaffung der Tech-


nik? 
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§ 14 Abs. 7 ändern wie folgt: 
„Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der öffentlichen Sitzungen ist je-


dermann nach vorheriger Anmeldung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 


gestattet. Kopien können gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten erworben wer-


den.“ 


 


18. § 17 Abs. 2 zur Klarstellung ergänzen: „Wer als Zuhörer, zu den Beratungen hinzuge-
zogener sachkundiger Einwohner oder Sachverständiger durch …….“ 


 


19. § 18 ergänzen um: 
„Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurzbezeichnung der Parteien und 


Wählergruppen sowie dem Namen von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages 


die Fraktionsmitglieder in den Stadtrat gewählt werden. Dabei darf jede Kurzbezeichnung 


einer Partei oder Wählergruppe im Stadtrat nur einmal verwendet werden. Der Fraktions-


wechsel einzelner Stadtratsmitglieder lässt bestehende Fraktionsbezeichnungen unberührt.“ 


 


20. § 19 Abs. 3 alte Fassung nicht streichen (ist auch nicht in § 7 (1) geregelt) und als 
Abs. 4 in neue Satzung übernehmen. 
Neu einfügen: „Mitglieder des Stadtrates, die dem Ausschuss nicht angehören, aber einen 


Antrag gestellt haben, über den in der Ausschusssitzung beraten oder beschlossen wird, er-


halten fristgerecht eine Einladung zu dieser Sitzung sowie die den Antrag betreffenden Sit-


zungsunterlagen.“ 


 


21. Neu einfügen: § .. Abweichungen von der Geschäftsordnung 


Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im Einzelfall und nur dann abgewi-


chen werden, wenn gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 


Sitzung des Stadtrates widerspricht. 
 


22. Aufnahme einer Richtlinie über die digitale Ratsarbeit des Stadtrates gemäß der neu 
einzufügenden Klausel der Geschäftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschüsse 
– siehe Anlage zur Mustersatzung des SGSA 


 


23. Sprachliche Gleichstellung anpassen. Seit Dezember gibt es drei offizielle Geschlech-
ter, männlich, weiblich, divers.  
Vorschlag: „In dieser Satzung benannte Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten für 
männlich, weiblich und divers.“ 


 
 
 


 
 


Die Fraktion DIE LINKE stellt folgende Änderungsanträge zur Hauptsat-
zung: 


 


1. Rechtsförmliche Anpassung muss erfolgen. 
 


2. Änderung § 5 Abs. 2 S. 2, da zu unbestimmt und eine Einschränkung wegen der 
Größe des Stadtratsvorstandes möglich: „Jede Fraktion, die nicht den Stadtratsvorsitzen-


den stellt, ist berechtigt, einen Stellvertreter zu stellen.“ 
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3. § 5 Abs. 5 – Anpassung an Neuregelung in § 43 Abs. 3 KVG: … beträgt in der Regel 
einen Monat. Antrag auf Aufnahme folgender Absätze: 
 


„Jedes ehrenamtliche Mitglied des Stadtrates hat das Recht, schriftlich, elektronisch oder in 


der Sitzung des Stadtrates und seiner Ausschüsse, denen er angehört, mündlich Anfragen zu 


allen Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer Verwaltung an den Oberbürgermeister zu 


richten; die Auskunft ist vom Oberbürgermeister zu erteilen. Kann eine Anfrage während der 


Sitzung nicht unverzüglich mündlich beantwortet werden, hat der Oberbürgermeister die 


Auskunft binnen einer Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen. Kann die 


Frist im Einzelfall nicht eingehalten werden, ist eine angemessene Verlängerung möglich. 


Dem Fragesteller ist eine Zwischennachricht über die Verlängerung der Frist und den Grund 


der Zeitverzögerung schriftlich oder ggf. elektronisch zu erteilen.“ 


 


 


4. Ergänzung von § 6 um folgenden Absatz: 
„Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des beschließenden Ausschusses ist eine Angele-


genheit dem Stadtrat zur Beschlussfassung zu unterbreiten.“ (§ 48 Abs. 4 KVG LSA) 
 


5. § 11 Einwohnerfragestunde muss nach § 28 Abs. 2 KVG in der Geschäftsordnung 
geregelt werden. § 84 Abs. 5 verweist auf die Hauptsatzung. Es sollte daher hier nur 
eine Regelung für die Sitzungen des Ortschaftsrates erfolgen – diese möge das 
Rechtsamt erarbeiten. 
 


Nach umfassender Diskussion in der Fraktion sind wir zu dem Ergebnis gekommen, dass 
die von der Verwaltung oft vorgeschlagene Arbeit in Arbeitsgruppen problembehaftet ist. 
Zusammenkünfte werden in der Dienstzeit der Stadtverwaltung einberufen (Behinderung 
der ehrenamtlichen Tätigkeit der Stadträte), die Arbeit ist vom Rat entkoppelt, verläuft 
schleppend und nicht zufriedenstellend. Daher soll nach Auffassung der Fraktion DIE 
LINKE diese Arbeit ab sofort in den entsprechenden Fachausschüssen – auf breiten Schul-
tern verteilt – erfolgen. Das setzt voraus, dass die Arbeit auf zusätzliche Ausschüsse ver-
teilt werden soll. Gleichzeitig soll damit die Ausschussarbeit vertieft werden. 
 
Als beschließende Ausschüsse sollen folgende ständige Ausschüsse gebildet werden:  
 
 Beschwerde-, Haupt- und Finanzausschuss 
 
 Bau-, Sanierungs-, Stadtentwicklungs- und Vergabeausschuss 
 
 Ausschuss für Umwelt, Wirtschaft, Verkehr und digitale Infrastruktur 
 
 Heimausschuss 
 
Als beratende Ausschüsse sollen folgende ständige Ausschüsse gebildet werden: 
 
 Ausschuss für Schule, Soziales, Jugend, Kultur und Sport (könnte ggfs. auch noch auf 


2 Ausschüsse aufgeteilt werden) 
 
 Rechnungsprüfungsausschuss 
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Sollte dieser Änderungsvorschlag auf Zustimmung stoßen, müsste die Aufteilung der Sach-
gebiete entsprechend noch erfolgen. Da seitens der Verwaltung angekündigt worden ist, 
dass spätestens im Herbst eine Jugendvertretung gegründet werden soll, ist diesseits an-
gedacht, dass eine Anbindung der Jugendvertretung an den beratenden Fachausschuss 
erfolgt. 
 


6. Nach Auffassung der Fraktion DIE LINKE sollte die Hauptsatzung insgesamt unter 
Beachtung der Struktur der Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes neu 
gefasst werden. Diese stellt zunächst klar, dass der Gemeinderat alle wichtigen Ent-
scheidungen trifft, die nicht ausnahmsweise in die Kompetenz des Bürgermeisters 
fallen. Hier sollte dann auch darüber eine Verständigung erfolgen, inwieweit die an 
den Oberbürgermeister übertragenen Entscheidungskompetenzen bestehen bleiben. 
 


Die Fraktion DIE LINKE beantragt daher, dass die Verwaltung eine Hauptsatzung nach den 
Vorgaben des SGSA vorlegt (bessere Struktur) und dann im Detail eine Abstimmung zu den 
einzelnen Änderungsanträgen erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Christina Buchheim 
Fraktionsvorsitzende 





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage-4-Antrag-Linke.pdf
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SPD-Fraktion im Stadtrat Köthen (Anhalt) 


 


 


 


Stadtratsvorsitzender / Oberbürgermeister 
 
Marktstraße 1 - 3 
06366 Köthen (Anhalt) 
 


           
 


Köthen, 22.07.2019 
 
Beschlussantrag zur Änderung der Hauptsatzung 
 
Hier: Änderung des § 6. Ausschüsse des Stadtrates 
 
(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden ständigen Ausschüsse:  


1. als beschließende Ausschüsse  
a) den Hauptausschuss,  
b) den Stadtentwicklungs-, Wirtschaft- und Umweltausschuss,  
c) den Heimausschuss,  


2. als beratende Ausschüsse  
a) den Sozial-, Kinder-, Jugend- und  Sportausschuss 
b) den Rechnungsprüfungsausschuss 
c) den Kultur- und Tourismusausschuss  
 


(2) 1 Der Hauptausschuss besteht aus elf Stadträten und dem Oberbürgermeister als Vorsitzenden. 2 
unverändert 
(3) 1 Der Stadtentwicklungs-, Wirtschafts- und Umweltausschuss besteht aus elf Stadträten. 2 
Vorsitzender des Stadtentwicklungs-, Wirtschafts- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat. 3 Die 
Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, benennt auch den Vertreter für den Verhinderungsfall aus der 
Mitte der dem jeweiligen Ausschuss angehörenden Stadträten der Fraktion.  
(4) unverändert 
(5) 1 Der Sozial-, Kinder-, Jugend- und Sportausschuss besteht aus elf Stadträten und zehn 
sachkundigen Einwohnern. 2 Vorsitzender des Sozial-, Kinder-, Jugend- und Sportausschusses ist ein 
Stadtrat. 3 Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, benennt auch den Vertreter für den 
Verhinderungsfall aus der  
Mitte der dem jeweiligen Ausschuss angehörenden Stadträten der Fraktion.  
(6) unverändert 
(7) 1 Der Kultur- und Tourismusausschuss besteht aus elf Stadträten und zehn sachkundigen 
Einwohnern. 2 Vorsitzender des Kultur- und Tourismusausschuss ist ein Stadtrat. 3 Die Fraktion, die 
den Vorsitzenden stellt, benennt auch den Vertreter für den Verhinderungsfall aus der  
Mitte der dem jeweiligen Ausschuss angehörenden Stadträten der Fraktion.  
(7) (8) 1 Soweit Ausschüsse durch Stadträte geleitet werden, richtet sich die Verteilung dieser 
Ausschussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem Höchstzahlverfahren.  


Kerstin Beutler 
Michael Engelmann 
Tobias Kasperski 
Uwe Raubaum 
Eike Rosenkranz 
Raymond Schulz 
Sascha Ziesemeier 







Fraktionsvorsitzender: Sascha Ziesemeier 
Stellvertreter: Michael Engelmann 


2Die Benennung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegenüber dem 
Stadtratsvorsitzenden. 3 Der Stadtratsvorsitzende informiert den Stadtrat.  
 
(8) (9) 1 Der Hauptausschuss berät in der Regel alle Angelegenheiten, die der Stadtrat abschließend 
entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden sollen. 2Der Hauptausschuss 
beschließt abschließend über: 1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in Streitfällen über 
Ausschusszuständigkeiten, 2. die Durchführung von repräsentativen Veranstaltungen, Messen, 
Ausstellungen und Kongressen, 3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu erwartenden 
Kostenaufwand von über 1.000 Euro pro Person, 4. Angelegenheiten des abwehrenden 
Brandschutzes, 5. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Satzung anderen übertragen, 6. 
Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirtschaftliche Bereiche, 7. über den Jahresplan 
städtepartnerschaftliche Angelegenheiten und deren Änderungen, 8. die Ansiedlung von 
wirtschaftlichen Unternehmen, 9. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG 
LSA bis zu einer Wertgrenze von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsgebietes, 10. alle Fälle der 
Ernennung und Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt, sofern sie nicht kraft 
Gesetzes vorgegeben sind, im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister.  
 
(9) (10) 1 Der Stadtentwicklungs-, Wirtschafts- und Umweltausschuss berät in der Regel über 1. alle 
Angelegenheiten, die auf der Grundlage des Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher 
Vorschriften durch den Stadtrat entschieden werden, 2. Verkehrsentwicklungsplanungen. 2 Der 
Stadtentwicklungs-, Wirtschafts- und Umweltausschuss entscheidet über folgende Vorgänge und 
Vorhaben: 1. Die Aufgabenstellung für Vergaben und die Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen 
in einer Höhe von 10.000 bis 500.000 Euro,  
2. Planungsentwürfe städtischer Tief- und Hochbaumaßnahmen, 3. die planungsrechtliche 
Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB für a) die Errichtung von Wohngebäuden 
mit mehr als drei Wohnungen oder einem anrechenbaren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung 
über 300.000 Euro, b) Nutzungsänderungen von gesamten Grundstücken bzw. Gebäuden, die die 
Gebietscharakteristik gemäß BauNVO beeinflussen, c) Vergnügungsstätten gemäß BauNVO, d) die 
Errichtung von Stellplatzanlagen für mehr als 20 Stellplätze, e) Vorhaben im Außenbereich soweit die 
Stadt Köthen (Anhalt) nicht zugleich (Bau-)Genehmigungsbehörde ist, 4. Ausnahmen von der 
Veränderungssperre gemäß § 14 Abs. 2 BauGB, 5. Entscheidung über die Ausübung des 
Vorkaufsrechts der Gemeinde (§§ 24, 25 BauGB), 6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen 
gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- und Erschließungspläne sowie Abweichungen zu sonstigem 
Ortsrecht gemäß BauGB und BauO LSA soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit des 
Oberbürgermeisters gemäß § 66 Abs. 4 KVG LSA  bzw. § 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18 fallen,  7. Anlegung, 
Erweiterung, Unterhaltung und Pflege städtischer Grün- und Waldflächen sowie Spielplätzen, 8. 
Ablösung von mehr als drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 9. städtebauliche Gebote 
gemäß den §§ 176 bis 179 BauGB, 10. Genehmigung von Anträgen auf Baumfällungen gemäß 
Baumschutzsatzung für Baumgruppen, die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild prägen 11. 
Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern 12. den Sanierungswirtschaftsplan, den 
Wirtschaftsplan „Städtebaulicher Denkmalschutz“ und die Wirtschaftspläne der Stadtumbaugebiete 
„Altstadt“, „Rüsternbreite“ und „Wasserturm“ soweit der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz 
nicht überschritten wird, 13. geringfügige Abweichungen vom Sanierungsrahmenplan, 14. 
geringfügige Abweichungen von Verkehrsplanungen (insbesondere Verkehrsentwicklungsplan, 
Parkraumkonzepte), 15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umsetzung der Verkehrsplanung, 16. 
Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von 
100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes, 17. Förderung von Einzelmaßnahmen in den 
Fördergebieten des Stadtumbaus, im Sanierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet 
„Innenstadt“ (Darlehen und Zuschüsse),  
18. Übertragung von Ordnungsmaßnahmen nach § 147 BauGB und deren Finanzierung, 19. 
Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richtlinien im Zusammenhang mit Sanierungsverfahren, 







Fraktionsvorsitzender: Sascha Ziesemeier 
Stellvertreter: Michael Engelmann 


20. einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan genannten Zielen der Sanierung, 21. sämtliche 
Belange, die wirtschaftliche Ansiedlungen und Neugründungen betreffen. 
 
(10) (11) Der Sozial-, Kinder-, Jugend- und Sportausschuss berät in Angelegenheiten der Stadt 
Köthen (Anhalt) in der Regel über 1. Zuwendungen für sportliche und soziale Zwecke aus 
Haushaltsmitteln der Stadt Köthen (Anhalt), 2. Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege 
städtischer Spielplätze 3. die Pflege der Zusammenarbeit mit Sportvereinen, 4. die Klärung von 
Angelegenheiten des städtischen Jugendclubs 5. den Neubau und die Unterhaltung von städtischen 
Sportstätten, 6. die Belegung städtischer Sporteinrichtungen, 7. den Erhalt und die Förderung der 
Sportstätten, 8. Vorschläge für den Abschluss von Partnerschaftsbeziehungen zur Förderung der 
europäischen Integration, zu den Jahresaktivitäten in partnerschaftlichen Beziehungen und 
Vorbereitung von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusammenhang , 9. die Verteilung von 
Zuwendungen an Verbände und Vereine im Sozial- und Jugendbereich, 10. soziale Probleme von 
Hilfsbedürftigen, 11. Obdachlosenangelegenheiten, 12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege, 
13. Angelegenheiten der städtischen Kindertageseinrichtungen, 14. Angelegenheiten der städtischen 
Schulen und Schulhorte, 15. den An-, Um- und Neubau von städtischen Schulen und 
Kindertageseinrichtungen, 16. städtische Spielplatzkonzeption und Neugestaltung von Spielplätzen 
sowie Auswahl der Standorte, 17. die Umgestaltung von Außenanlagen in städtischen Sozial- und 
Jugendeinrichtungen, 18. die örtlichen Jugendfreizeitangebote und deren Förderung, 19. 
Angelegenheiten des städtischen Jugendclubs, 19. Angelegenheiten des Tierparks.  
 
(11) (12) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät in der Regel über 1. die Entgegennahme der 
Jahresrechnung und die Entlastung des Oberbürgermeisters für die Haushaltsdurchführung, 2. die 
Stellungnahme zum Prüfergebnis der überörtlichen Prüfung sowie eine Stellungnahme zum 
Prüfbericht über die Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe, 3. die Gegenstände der 
Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Köthen (Anhalt) in der jeweils geltenden Fassung.  
 
(13) Der Kultur- und Tourismusausschuss berät in Angelegenheit der Stadt Köthen (Anhalt) über 1. 
kulturelle Veranstaltungen der Stadt Köthen (Anhalt), 2. Zuwendungen für kulturelle Zwecke aus 
Haushaltsmitteln der Stadt Köthen (Anhalt), 3. Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern, 4. die 
Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken, 5. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kulturinitiativen 
und -vereinen, 6. den Neubau und die Unterhaltung von städtischen Freizeit- und 
Kultureinrichtungen, 7. die Erstellung und Umsetzung des Tourismuskonzeptes, 8. Vorschläge für den 
Abschluss von Städtepartnerschaften, die Pflege der partnerschaftlichen Beziehungen sowie die 
Vorbereitung von Veranstaltungen in diesem Zusammenhang, 9. Erweiterung und Veränderung von 
Mobilitätsangeboten zur Erreichbarkeit kultureller Veranstaltungen und Kulturstätten. 
 
(12) (14) Die Information über die Beschlüsse der beschließenden Ausschüsse erfolgt über die 
Verteilung der Protokolle an alle Stadträte. 
 
Begründung 
 


Es hat sich in der vergangenen Wahlperiode gezeigt, dass die Ausschussstruktur nicht mehr 
den Anforderungen für zukünftige Aufgaben entspricht. Durch die Veränderungen soll dem 
Rechnung getragen werden. Außerdem bietet sich damit die Möglichkeit, mehr Bürger als 
sachkundige Einwohner in die Arbeit des Stadtrates einzubeziehen und somit auch eine 
größere Transparenz der Stadtratsarbeit zu erreichen. 
 
 
 
Sascha Ziesemeier 
Vorsitzender  
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□ ja □ nein


Deckungsvorschlag:


Datum: Unterschrift: 


siehe Seite 2
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Antrag bitte unterschrieben einreichen sowie elektronisch zur Weiterbearbeitung an ratsbuero@koethen-stadt.de senden.


ggfs. Gesetzliche Grundlagen:


Höhe (geschätzt):


Begründung:


Haushaltsmittel erforderlich:


Beschlussentwurf:


Betreff des 


Tagesordnungspunktes:


Antrag auf einen Tagesordnungspunkt                Einreichungsfrist 14 Tage vor der Sitzung


§ 43 Abs. 3 S. 1 KVG i.V.m. § 2 Abs. 2 Geschäftsordnung


Antragsteller:


für Gremium: □ Stadtrat 


□ Hauptausschuss 


□ Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 


□ Sozial- und Kulturausschuss 


□ Rechnungsprüfungsausschuss 


□ Heimausschuss
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zum Antrag auf einen Tagesordnungspunkt


Begründung:  (Darlegung des Sachverhaltes)





		nein: On

		Datum: 04. September 2019

		Antragsteller: Fraktion "IG Bürger für Köthen (Anhalt) & Umg." - H. Stahl

		ja: Off

		ggfs: 

		 Gesetzliche Grundlagen: 



		Höhe (geschätzt): 

		Deckungsvorschlag: 

		Stadtrat: Ja

		Hauptausschuss: Off

		Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss: Off

		Sozial- und Kulturausschuss: Off

		Rechnungsprüfungsausschuss: Off

		Heimausschuss: Off

		Betreff des Tagesordnungspunktes: - neu -

		Beschlussentwurf: Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt, § 5 Absatz 2 der Hauptsatzung mit Stand 01.08.2017 wie folgt zu fassen und nach unmittelbarem Inkrafttreten anzuwenden:

"(2) Der Stadtrat wählt aus dem Kreis der ehrenamtlichen Mit- glieder für die Dauer der Wahlperiode einen Vorsitzenden und bis zu drei Stellvertreter, die jeweils nicht derselben und auch nicht der Fraktion des Vorsitzenden angehören. Die Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der bei der Wahl erzielten Stimmenzahl; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht." 

		Begründung: Die bestehende Regelung ist angesichts von derzeit acht Fraktionen nicht mehr zeitgemäß und nicht praxisorientiert. Sie ist zudem ungenau definiert. Demnach wären gegenwärtig acht Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen und somit ein Viertel der ehrenamtlichen Mitglieder mit der Funktion des Vorsitzenden bzw. eines Stellvertreters betraut - was nicht einem gewissen "Posten-Tamtam"
entbehrt.

Die Formulierung, dass sich die Anzahl der Stellvertreter nach der Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituierenden Sitzung richtet, legt zudem die Vermutung nahe, dass aus jeder Fraktion ein Stellvertreter zu wählen ist. Dies ist jedoch nicht unmittelbar aus dem Wortlaut ableitbar.

Für die unverhältnismäßig hohe Zahl an Stellvertretern ist zudem weder ein Grund ersichtlich, noch scheint eine Notwendigkeit gegeben. Jedes ehrenamtliche Mitglied der Vertretung, das sich um die Position des Vorsitzenden oder eines Stellvertreters bewirbt, sollte und wird dies unter Abwägung seiner physischen und psychischen Verfassung sowie der zeitlichen Belastung und Verfügbarkeit tun.  
Der Stellvertreterfall wird dadurch zum Ausnahmefall.

Die vorgeschlagene Neuregelung trägt dem Rechnung; sie entlastet zudem von Sitzungsterminen.

Denn das Gremium "Stadtratsvorstand" ist abgeschafft. Die Festlegung der Tagesordnung richtet sich zukünftig und ausschließlich nach § 53 Absatz 4 Satz 1 KVG LSA.

Der Stadtrat kann Grundsätze zur Aufstellung der Tagesordnung beschließen, die die Transparenz sowie die Interessen der Fraktionen gewährleisten. Es wird angeregt, davon Gebrauch zu machen. 


Beschlussentwurf: (Volltext)

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt, § 5 Absatz 2 der Hauptsatzung mit Stand 01.08.2017 wie folgt zu fassen und nach unmittelbarem Inkrafttreten anzuwenden:

"(2) Der Stadtrat wählt aus dem Kreis der ehrenamtlichen Mitglieder für die Dauer der Wahlperiode einen Vorsitzenden und bis zu drei Stellvertreter, die jeweils nicht derselben und auch nicht der Fraktion des Vorsitzenden angehören. Die Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der bei der Wahl erzielten Stimmenzahl; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht."   
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